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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Feichter über die
Beschwerde von XXXX , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes
für Fremdenwesen und Asyl vom 12.02.2020, Zl. 1093602404-191013935, zu Recht
erkannt:

A) I. Die Beschwerde gegen die Spruchpunkte I und II des angefochtenen Bescheids
wird gemäß § 68 AVG als unbegründet abgewiesen.

II. Im Übrigen wird die Beschwerde gemäß § 57, § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm § 9
BFA-VG und § 52 Abs. 2 Z 2 FPG 2005 sowie § 52 Abs. 9 iVm § 46 und § 55 Abs.
1a FPG 2005, § 53 Abs. 1 iVm Abs. 2 FPG 2005 als unbegründet abgewiesen.

B) Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:

1.	Vorverfahren

1. Der Beschwerdeführer (in der Folge auch BF), ein afghanischer
Staatsangehöriger, stellte am 05.10.2019 gegenständlichen zweiten Antrag auf
internationalen Schutz im Sinne des

§ 2 Abs. 1 Z 13 Asylgesetz 2005 (in der Folge AsylG) in Österreich.

Er hat sein Heimatland verlassen, ist illegal in die Republik Österreich eingereist und
hat am 04.11.2015 den ersten Antrag auf internationalen Schutz gestellt.

2. Bei der Erstbefragung durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes am
05.11.2015 gab der Beschwerdeführer zu seinem Fluchtgrund an, dass sein Vater
Grundstücke gekauft und weiterverkauft habe. Kommandant  XXXX habe dem Vater
die Grundstücke wegnehmen wollen. Der Vater sei geschlagen worden und seien
ihm alle Grundstücke weggenommen worden. Anschließend hätte der Kommandant
den Vater des Beschwerdeführers umbringen wollen, deshalb sei die Familie aus
Afghanistan geflüchtet.

3. Der Beschwerdeführer wurde am 03.05.2017 beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl im Beisein eines Dolmetschers für die Sprache Dari niederschriftlich
einvernommen. Dabei gab er an, dass er in Kabul geboren und aufgewachsen sei.
Sein Vater sei Immobilienmakler gewesen. Die Familie habe ein normales Leben
gehabt und es sei ihnen gut gegangen. Er sei gemeinsam mit seinen Eltern und
seinen Geschwistern geflüchtet und habe seine Familie auf der Flucht verloren. Er
habe keinen Kontakt mehr zu seiner Familie. Zum Fluchtgrund befragt, führte der
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Beschwerdeführer aus, dass sein Vater Grundstücke gekauft und wieder verkauft
habe. Ein Kommandant namens  XXXX habe mit Gewalt Grundstücke vom Vater des
Beschwerdeführers weggenommen. Er habe den Vater auch verprügelt. Der Vater
sei dann zur Regierung gegangen und habe Anzeige gegen  XXXX erstattet. Der
Kommandant habe dann den Vater des Beschwerdeführers mit dem Tod bedroht.
Eines nachts habe er zum Beschwerdeführer gesagt, dass sie ausreisen müssten.
Näher zu dem Kommandanten  XXXX befragt, führte der Beschwerdeführer aus,
dass dieser ein mächtiger Mann gewesen sei. Die Probleme mit ihm hätten ca. vier
bis fünf Monate vor der Ausreise begonnen. Befragt, wie der Vater des
Beschwerdeführers konkret bedroht worden sei, gab er an, dass  XXXX zu ihm
nachhause gekommen sei und gesagt habe, dass er den Vater des
Beschwerdeführers und die ganze Familie töten werde. Befragt, ob der
Beschwerdeführer selbst gesehen habe, als sein Vater verprügelt worden sei, gab er
an, dass er das nicht gesehen habe; er habe nur gesehen, dass sein Vater eines
Tages mit Verletzungen nachhause gekommen sei. Er habe dann gesagt, dass er
von  XXXX geschlagen worden sei. Zwischen der Bedrohung durch  XXXX und der
Ausreise seien ca. zwei Wochen vergangen, in denen sich die Familie nur zuhause
aufgehalten habe. Eines nachts habe der Vater des Beschwerdeführers dann alle
aufgeweckt und sie seien geflüchtet.

4. Mit Bescheid des BFA vom 25.07.2017 wurde der Antrag des Beschwerdeführers
auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten gemäß

§ 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG (Spruchpunkt I.) und bezüglich der
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den
Herkunftsstaat Afghanistan gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005
(Spruchpunkt II.) abgewiesen. Gemäß § 57 AsylG wurde ein Aufenthaltstitel aus
berücksichtigungswürdigen Gründen nicht erteilt und gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG
iVm § 9 BFA-VG wurde gegen den Beschwerdeführer eine Rückkehrentscheidung
gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen. Gemäß § 52 Abs. 9 FPG wurde festgestellt,
dass die Abschiebung des Beschwerdeführers gemäß § 46 FPG nach Afghanistan
zulässig sei (Spruchpunkt III.). Weiters wurde ausgeführt, dass die Frist für die
freiwillige Ausreise des Beschwerdeführers gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 FPG 14 Tage
ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung betrage (Spruchpunkt IV.).

In der Bescheidbegründung traf die belangte Behörde Feststellungen zur Person des
Beschwerdeführers, zu seinem Fluchtgrund, zur Situation im Falle seiner Rückkehr
und zur Lage in seinem Herkunftsstaat. Es habe keine glaubhafte Gefährdungslage
festgestellt werden können. Das gesamte Fluchtvorbringen des Beschwerdeführers
beziehe sich auf die Erlebnisse seines Vaters. Der Beschwerdeführer habe keine
Verfolgung glaubhaft machen können. Dem Beschwerdeführer wäre eine Rückkehr
nach Kabul zumutbar. Es liege beim Beschwerdeführer zwar ein Familienbezug in
Österreich vor, er lebe jedoch weder mit seinem Onkel noch seiner Tante oder
seinen Cousins und Cousinen in einer gemeinsamen Wohnung und könne daher
kein schützenwertes Familienleben im rechtlichen Sinne erblickt werden.

5. Gegen den Bescheid vom 25.07.2017 wurde mit Schreiben der Rechtsvertretung
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des Beschwerdeführers vom 10.08.2017 Beschwerde erhoben. Darin wurde
ausgeführt, dass der Beschwerdeführer Afghanistan verlassen habe, da seine
gesamte Familie gegenüber seinem Vater von Kommandant  XXXX bedroht worden
sei. Seinem Vater seien Grundstücke gewaltsam weggenommen worden, wobei ihm
gegenüber körperliche Gewalt angewendet worden sei. Sein Vater habe gegen diese
Bedrohung Anzeige erstattet, wobei von staatlicher Seite nichts unternommen
worden sei um den Kommandanten zu belangen. Die Bedrohung habe zwar nur
gegenüber dem Vater des Beschwerdeführers bestanden, dennoch habe sie sich
dem Inhalt nach auf die ganze Familie bezogen. Eine Erstreckung der
Verfolgungshandlung gegenüber dem Vater auf seinen Sohn könne in vertretbarer
Weise vorgenommen werden.

6. Die Beschwerde und der Bezug habende Verwaltungsakt langten am 16.08.2017
beim Bundesverwaltungsgericht ein.

7. Am 25.08.2017 langte beim Bundesverwaltungsgericht eine Eingabe der
Rechtsvertretung des Beschwerdeführers ein, mit welcher diverse Teilnahme- und
Kursbestätigungen übermittelt wurden.

8. Am 29.09.2017 langte beim Bundesverwaltungsgericht eine mit 29.09.2017
datierte Beschwerdeergänzung ein. Darin wurde ausgeführt, dass der
Beschwerdeführer Afghanistan aus wohlbegründeter Furcht vor Verfolgung aufgrund
von Blutrache verlassen habe, da sein Vater in Grundstücksstreitigkeiten mit einem
hochrangigen General verwickelt gewesen sei, der ihn und seine Familie töten habe
wollen. Im Falle einer Abschiebung drohe dem Beschwerdeführer aufgrund seiner
Zugehörigkeit zur sozialen Gruppe der von Blutrache bedrohten Familienmitglieder
sowie der Tatsache, dass er längere Zeit in Europa gelebt habe, Verfolgung. Die
belangte Behörde stütze ihre Länderfeststellungen größtenteils auf unvollständige
Länderberichte. Dies betreffe insbesondere die Berichte zur Situation in Kabul sowie
zur Situation von Rückkehrern aus Europa. In weiterer Folge wurden Berichte zur
Situation von in Blutrache verwickelten Personen, zur Situation von Tadschiken in
Afghanistan sowie zur allgemeinen Sicherheitslage in Afghanistan, zur Situation in
Kabul, sowie zur Situation von Rückkehrern angeführt und wurden Ausführungen
dazu getätigt. Weiters wurde ausgeführt, dass die Beweiswürdigung der belangten
Behörde auf bloßen Mutmaßungen beruhe. Das Vorbringen des Beschwerdeführers
sei schlüssig und glaubhaft. Die belangte Behörde missachte bei der Beurteilung der
Glaubwürdigkeit das jugendliche Alter des Beschwerdeführers zum Zeitpunkt der
fluchtauslösenden Vorfälle. Zur Situation des Beschwerdeführers im Falle einer
Rückkehr sei auszuführen, dass er seine gesamte Kernfamilie auf der Flucht verloren
habe. Er könnte somit nicht mit der Unterstützung von Angehörigen in Afghanistan
rechnen. Er wäre im Falle einer Abschiebung gänzlich mittelos und wäre nicht in der
Lage seine fundamentalen Lebensbedürfnisse zu befriedigen.

9. Am 13.12.2017 langte beim Bundesverwaltungsgericht eine Information zur
Wohnsitzbeschränkung des Beschwerdeführers ein.

10. Am 20.03.2018 langten beim Bundesverwaltungsgericht mehrere Bestätigungen
sowie ein Empfehlungsschreiben einer österreichischen Volkshochschule betreffend
den Beschwerdeführer ein.
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11. Vor dem Bundesverwaltungsgericht wurde in der gegenständlichen Rechtssache
am 27.03.2018 eine öffentliche mündliche Verhandlung unter Beisein des
Beschwerdeführers und seiner Rechtsvertretung sowie eines Dolmetschers für die
Sprache Dari durchgeführt. Die belangte Behörde entschuldigte ihr Fernbleiben.

12. Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018, Zl. 198 2167613
- 1/22E, wurde die Beschwerde gemäß den §§ 3, 8 Abs. 1, 10 Abs. 1 Z 3, 55, 57
AsylG 2005 idgF., § 9 BFA-VG idgF., und §§ 52, 55 FPG idgF. als unbegründet
abgewiesen.

13. Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Beschluss 10.09.2018, Ra 2018/19/0259-7,
die Revision der Rechtsvertretung des Beschwerdeführers gegen das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018 zurückgewiesen.

14. Mit Eingabe des Rechtsvertreters des Beschwerdeführers vom 14.12.2018 wurde
ein auf § 32 Abs. 1 Z 2 VwGVG gestützter Antrag auf Wiederaufnahme des mit
Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018 abgeschlossenen
Verfahrens gestellt. Es wurde ausgeführt, dass der Beschwerdeführer seit seiner
Ankunft in Österreich laufend seine Familie über soziale Medien gesucht habe. Bis
zum  XXXX  habe er keinerlei Informationen über das Schicksal seiner Familie
erhalten. Am  XXXX  habe er über Facebook ein Foto seines Cousins gefunden. Er
habe ihn angeschrieben und noch am selben Tag mit seinem Onkel telefoniert,
welcher ihm wiederum die Nummer der im Iran lebenden Mutter des
Beschwerdeführers gegeben habe. Seine Mutter habe ihm mitgeteilt, dass im
Dezember 2016 der Vater und der Bruder des Beschwerdeführers versucht hätten,
das Grundstück aufzusuchen, das vom Kommandanten  XXXX besetzt worden sei.
Sie seien von diesem Treffen nicht zurückgekehrt und seien am  XXXX 2016 deren
Leichen gefunden worden. Es seien sohin am  XXXX 2018 Tatsachen und
Beweismittel hervorgekommen, die im Verfahren ohne Verschulden des
Beschwerdeführers nicht geltend gemacht werden konnte. Dem Beschwerdeführer
sei eine Rückkehr nach Afghanistan aufgrund der Verfolgungsgefahr durch den
Kommandanten  XXXX nicht möglich. Des Weiteren seien bei der Prüfung des
Antrags auf Wiederaufnahme auch die aktuellen Länderberichte heranzuziehen.
Unter Berücksichtigung der aktuellen UNHCR-Richtlinie vom 30.08.2018 könne nicht
mehr von einer innerstaatlichen Fluchtalternative betreffend Kabul, Herat oder
Mazar-e Sharif ausgegangen werden.

15. Mit Beschluss des BVwG vom 16.05.2019, W198 2167613-2/7E, wurde der
Antrag auf Wiederaufnahme des mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes
vom 09.04.2018, Zl. W198 2167613-1/22E, rechtskräftig abgeschlossenen
Asylverfahrens gemäß § 32 Abs. 1 Z 2 VwGVG abgewiesen.

"(...) Im gegenständlichen Fall wird der Wiederaufnahmeantrag damit begründet,
dass der Antragsteller am  XXXX  erfahren habe, dass sein Bruder und sein Vater
Ende des Jahres 2016 von dem Kommandanten  XXXX (Hinweis: im Erkenntnis W
198 2167613-1/22E als  XXXX bezeichnet) getötet worden seien.

Neu hervorgekommene Tatsachen oder Beweise stellen nur dann einen Grund für
die Wiederaufnahme des Verfahrens dar, wenn sie allein oder in Verbindung mit dem
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sonstigen Ergebnis des Verfahrens voraussichtlich ein im Hauptinhalt des Spruches
anderslautendes Erkenntnis herbeigeführt hätten. Das vom Antragsteller nunmehr
als neues Beweismittel vorgelegte Schreiben seines Onkels, in welchem jener
ausführt, dass der Vater und der Bruder des Antragstellers Ende des Jahres 2016
von dem Kommandanten  XXXX umgebracht worden seien, hätte in Verbindung mit
dem sonstigen Ergebnis des Verfahrens kein im Hauptinhalt des Spruchs
anderslautendes Erkenntnis herbeiführen können. Dies aus folgenden Erwägungen:

Der Antrag auf Wiederaufnahme erschöpft sich in dem bloßen Vorbringen des
Antragstellers, wonach sein Vater und sein Bruder von dem Kommandanten  XXXX
getötet worden seien. Ein echtes Beweismittel (beispielsweise eine Todesurkunde
seines Vaters und Bruders bzw. ein Gesprächsnachweis für die Telefonate mit
seinem Onkel und seiner Mutter) wurde nicht vorgelegt, sodass wiederum nur eine
Glaubwürdigkeitsprüfung des Vorbringens erfolgen könnte. In diesem
Zusammenhang ist auf das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom
09.04.2018 zu verweisen, wonach der Antragsteller eine Bedrohung durch den
Kommandanten  XXXX nicht glaubwürdig vorbringen konnte.

Es ist auszuführen, dass das nunmehr mit dem Antrag auf Wiederaufnahme
vorgelegte Schreiben des Onkels des Antragstellers überhaupt nicht überprüfbar ist
und kommt dem Schreiben daher keine Beweiskraft zu. Die sprachkundige
Übersetzung dieses Schreibens wird lediglich behauptet, jeglicher Hinweis auf den
Übersetzer, um eine Überprüfung dessen Sprachkundigkeit vornehmen zu können,
fehlt. Der Antragseller lässt dadurch eine mangelnde Mitwirkung am Verfahren
erkennen. Es ist weiters amtsbekannt, dass in Ländern wie Afghanistan jegliche
Urkunden und alle Arten von gefälschten Dokumenten verfügbar sind und ist das
vorgelegte Schreiben nicht geeignet, einen Beleg dafür zu geben, dass der Vater und
der Bruder des Antragstellers tatsächlich ermordet worden seien. Zu den vorgelegten
Fotos ist auszuführen, dass in keiner Weise ersichtlich ist, was diese Fotos beweisen
sollen; es findet sich nicht einmal ein Hinweis, welche Personen auf diesen Fotos
überhaupt abgebildet sind. Ebenso wenig ist ersichtlich, was die beiden vorgelegten
Screenshots eines Handys ("Kabul Clip" vom 22.07., weitere Nachricht vom 17.11.,
jeweils ohne Jahresangabe) beweisen sollen.

Abgesehen davon ist festzuhalten, dass das Bundesverwaltungsgericht im
Erkenntnis vom 09.04.2018 dem Antragsteller die persönliche Glaubwürdigkeit
bereits abgesprochen hat. Diesbezüglich wird auf die Beweiswürdigung im
Erkenntnis vom 09.04.2018 verwiesen.

Dem weiteren Wiederaufnahmevorbringen des Antragstellers, dass sich aus den
aktuellen UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs
afghanischer Asylsuchender vom 30.08.2018 ergebe, die Stadt Kabul komme als
innerstaatliche Fluchtalternative nicht in Betracht, was eine anderslautende, den
Anträgen des Wiederaufnahmewerbers stattgebende Entscheidung herbeigeführt
hätte, kann im Ergebnis aus folgenden Erwägungen nicht gefolgt werden:

(...)

Die von Seiten des UNHCR geäußerte Auffassung, wonach angesichts der
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gegenwärtigen Sicherheitslage sowie der menschenrechtlichen und humanitären
Situation in Kabul eine interne Flucht- und Neuansiedlungsalternative in dieser Stadt
allgemein nicht zur Verfügung stehe, stellt daher streng genommen eine - dem BFA
und letztlich dem Bundesverwaltungsgericht - obliegende rechtliche Beurteilung dar,
der im Einzelfall mit näherer Begründung auf Basis konkreter Feststellungen gefolgt
oder auch nicht gefolgt werden könnte.

Das Bundesverwaltungsgericht ist somit aus den dargelegten Erwägungen der
Ansicht, dass die vom Wiederaufnahmewerber ins Treffen geführte - in den
Richtlinien vom 30.08.2018 enthaltene - Einschätzung des UNHCR zur Relevanz und
Zumutbarkeit einer internen Flucht- und Neuansiedlungsalternative in der Stadt
Kabul keinen Wiederaufnahmegrund iSd

§ 32 Abs. 1 Z 2 VwGVG darstellt.

Überdies hätte die Einschätzung des UNHCR zur Relevanz und Zumutbarkeit einer
internen Flucht- und Neuansiedlungsalternative in Kabul - unbeschadet der Frage
des Bestehens eines Wiederaufnahmegrundes - weder allein noch in Verbindung mit
dem sonstigen Ergebnis des Verfahrens voraussichtlich ein im Hauptinhalt des
Spruchs anderslautendes Erkenntnis herbeigeführt:

Was die Abweisung des Antrags auf internationalen Schutz hinsichtlich der
Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten anlangt, ist auszuführen, dass sich
das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018 tragend auf eine
fehlende Glaubhaftmachung der behaupteten Verfolgung stützte, weshalb eine
allenfalls bestehende innerstaatliche Fluchtalternative nicht maßgeblich für die
Entscheidung war (vgl. etwa VwGH 24.01.2017, Ra 2016/01/0338).

Betreffend die Nichtzuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten
wurde im Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018
zusammengefasst ausgeführt, dass dem Antragsteller Rückkehr in seine Heimatstadt
Kabul möglich und zumutbar ist.

(...)

Im Erkenntnis W198 2167613-1/22E wurde in den Länderfeststellungen die
Rückkehrsituation, insbesondere die Sicherheits- und Versorgungslage, außer in der
Hauptstadt Kabul, auch in den Städten Mazar-e Sharif und Herat erörtert. Dass im
Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts von mehreren gleichermaßen in Frage
kommenden innerstaatlichen Fluchtalternativen in der rechtlichen Beurteilung
beispielhaft auf die Hauptstadt Kabul verwiesen wurde, ändert nichts daran, dass für
den Antragsteller auch unter Heranziehung der UNHCR-Richtlinien vom 30.08.2018
in Zusammenschau mit anderen aktuellen Quellen, die - soweit schon vorhanden -
bereits im verwaltungsgerichtlichen Verfahren herangezogen wurden, innerstaatliche
Fluchtalternativen bestehen und ihm diese aufgrund seiner persönlichen Umstände,
die im Verfahren einer Einzelfallbeurteilung unterzogen wurden, auch zumutbar sind.
Die sichere Erreichbarkeit etwa der Städte Herat und Mazar-e Sharif, ergibt sich aus
den Länderfeststellungen des Erkenntnisses vom 09.04.2018. Die neuen, vom
Antragsteller genannten UNHCR-Richtlinien wären daher, selbst wenn sie bereits im
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Entscheidungszeitpunkt des Erkenntnisses (W198 2167613-1/22E) existiert hätten
und bekannt gewesen wären, im gegenständlichen Fall nicht geeignet gewesen, "ein
im Hauptinhalt des Spruchs anders lautendes Erkenntnis" (vgl. § 32 Abs. 1 Z 2
VwGVG) herbeizuführen. Sie stellen nach einer ersten Prüfung im
Wiederaufnahmeverfahren keine taugliche Grundlage dafür dar, die rechtliche
Würdigung, dem Antragsteller stehe in Afghanistan eine zumutbare Fluchtalternative
zur Verfügung, in Zweifel zu ziehen, da sie sich in den für die Zuerkennung
subsidiären Schutzes wesentlichen, oben zitierten Teilen kaum von den im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren neben anderen aktuellen Quellen
herangezogenen UNHCR-Richtlinien vom 19.04.2016 unterscheiden. Wäre das
Beweismittel, auf das sich nun der Wiederaufnahmeantrag stützt, bereits zum
Zeitpunkt der Entscheidung durch das Bundesverwaltungsgericht vorgelegen, hätte
es keine andere, im Ergebnis zur Zuerkennung von Asyl oder subsidiärem Schutz
führende rechtliche Würdigung erfahren.

Aus den dargelegten Erwägungen sind die Voraussetzungen des § 32 Abs. 1 Z 2
VwGVG nicht erfüllt, weshalb der gegenständliche Antrag auf Wiederaufnahme des
Verfahrens spruchgemäß abzuweisen war. Aus denselben Gründen bleibt auch für
eine amtswegige Wiederaufnahme des Verfahrens kein Raum.

(...)"

16. Der BF stellte am 05.10.2019 den gegenständlichen zweiten Antrag auf
internationalen Schutz in Österreich, als er von den Polizisten aufgrund des
Festnahmeauftrages des BFA am selben Tag festgenommen während der
Vernehmung im Zuge seiner bevorstehenden Abschiebung.

17. Mit Verfahrensanordnung gem. § 15b AsylG 2005 wurde dem Beschwerdeführer
am 06.10.2019 mitgeteilt, dass er in namentlich benannten Quartier Unterkunft zu
nehmen hat.

18. In der Erstbefragung zum Folgeantrag vom 05.10.2019 gab der BF an, dass er
nunmehr einen Folgeantrag gestellt habe und sich in persönlicher Hinsicht geändert
habe, dass er seit rund einem Jahr unter psychischen Problemen leide, außerdem
unter Schlaflosigkeit und Stress. Er habe das B1-Deutsch-Zertifikat erhalten und
arbeite in einem Altersheim, er sei dort in Ausbildung als Alten- und Krankenpfleger.
Zweieinhalb Jahre sei er in die Volkshochschule gegangen und habe dort Kurse
besucht. Des Weiteren sei er im Integrationskurs gewesen, beim Roten Kreuz
besuche er ebenfalls Kurse. Er habe einen Arbeitsvorvertrag, es ergebe sich aus
diesem, dass er als Alten- und Krankenpfleger dort arbeiten könne, er sei auch nicht
kriminell. Sein Vater und Bruder sei im Jahr 2016 umgebracht worden. Sie hätten
dort Feinde wegen der Landwirtschaft gehabt, diese Landwirtschaft sei
beschlagnahmt bzw. weggenommen worden und der Vater sowie der Bruder des BF
seien umgebracht worden. Seine Mutter und seine Schwester würden derzeit im Iran
leben. Im Falle einer Rückkehr sei sein Leben in Gefahr. Er habe Angst, dass er
genauso umgebracht würde wie sein Vater und sein Bruder. Die Feinde würden auch
den BF umbringen.

19. Am 31.10.2019 wurde das Asylverfahren des BF gemäß § 24 Abs. 2 AsylG
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eingestellt, da sein Aufenthalt unbekannt war. Weiters wurde ein Festnahmeauftrag
gem. § 34 Abs. 4 BFA-VG am 31.10.2019 erlassen. Der BF verfügte in Österreich ab
11.10.2019 bis zum 19.01.2020 über keine aufrechte Meldeadresse. Der BF bezog
bis Anfang Oktober 2019 und wieder ab Jänner 2020 Leistungen aus der
Grundversorgung.

20. Am 18.12.2019 wurden der BF im Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl -
Regionaldirektion Tirol - Außenstelle Innsbruck im Beisein eines von der
erkennenden Behörde bestellten und beeideten Dolmetschers in der Sprache Dari
und zwei Vertrauenspersonen von dem zur Entscheidung berufenen Organwalter
des Bundesamtes einvernommen. Es folgen die entscheidungsrelevanten Auszüge
aus dieser Einvernahme:

"(...)

F: Wie geht es Ihnen. Sind Sie psychisch und physisch in der Lage, Angaben zu
Ihrem Asylverfahren zu machen?

A: Ja, ich bin dazu in der Lage.

F: Haben Sie irgendwelche Krankheiten und wenn ja, welche?

A: Ich habe derzeit keine Krankheiten.

F: Sind Sie aktuell in ärztlicher Behandlung?

A: Nein.

F: Sie haben bei Ihrer Erstbefragung am 05.10.2019 angegeben, dass Sie an
psychischen Problemen leiden und unter Schlaflosigkeit und Stress. Was sagen Sie
dazu?

A: Ich leide immer noch unter Schlaflosigkeit und stehe unter Stress.

F: Sind Sie deswegen in ärztlicher Behandlung?

A: Ich war in der Klinik und bei XXXX , aber derzeit bin ich nicht in Behandlung. Ich
habe keine Versicherung derzeit.

F: Haben Sie Medikamente wegen diesen Problemen eingenommen?

A: Ja. Parizel (phon.) gegen die Schlaflosigkeit und die psychischen Probleme. Ich
habe noch ein Medikament eingenommen, aber das habe ich jetzt vergessen.

Derzeit nehme ich keine Medikamente.

F: Seit wann leiden Sie an diesen Problemen?

A: Seit 2018. Es hat damit angefangen, dass ich gehört habe, dass mein Vater und
mein Bruder in Afghanistan umgebracht wurden. Seitdem denke ich sehr viel darüber
nach und ich habe keine Hoffnung mehr. Ich habe keine Hoffnung mehr für mein
Leben.
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Anmerkung: Der Antragsteller beantwortet die Fragen auf Deutsch. Er kann sich sehr
gut in Deutsch verständigen. Es wird jedoch mit dem Antragsteller vereinbart, dass
die Einvernahme auf Dari durchgeführt wird, damit keine Missverständnisse
entstehen.

F: Können Sie betreffend die psychischen Probleme ärztliche Unterlagen vorlegen?

A: Ich habe ärztliche Unterlagen. Diese wurden vorbereitet. Ich kann sie nächste
Woche in der Klinik und bei  XXXX abholen.

Anmerkung: Dem Antragsteller wird eine Frist von 2 Wochen eingeräumt um die
ärztlichen Unterlagen in Vorlage zu bringen.

F: Sind Sie damit einverstanden, dass die ho. Behörde sowie in einem allfälligen
Beschwerdeverfahren dem Bundesverwaltungsgericht (BVwG) Einsicht in bereits
vorliegende und künftig erhobene ärztliche Befunde nehmen kann, sowie dass die
Sie behandelnden Ärzte, als auch behördlich bestellte ärztliche Gutachter
wechselseitig Informationen zu den Ihre Person betreffenden erhobenen ärztlichen
Befunde austauschen können? Sind Sie weiters mit der Weitergabe Ihrer
medizinischen Daten an die Sicherheitsbehörde und die für die Grundversorgung
zuständigen Stellen einverstanden? Sie können Ihre Zustimmung danach jederzeit
formlos und ohne Angabe von Gründen widerrufen.

A: Ja, ich bin damit einverstanden.

Anmerkung: Vollmacht zur Einsicht die Krankenakte wird dem AW vorgelegt,
übersetzt, unterfertigt sowie dem Akt beigelegt.

F: Befürchten Sie wegen Ihrer Krankheit Probleme im Falle einer Rückkehr in Ihr
Heimatland und wenn ja, welche?

A: Ja. Mein Leben ist dort in Gefahr.

F: Wegen den gesundheitlichen Problemen?

A: Die medizinische Lage ist dort nicht so gut, dass ich dort eine Behandlung
fortsetzen kann.

F: Aber in Österreich sind Sie derzeit auch nicht in Behandlung.

A: Ja, weil ich seit drei Monaten keine Versicherung habe und kein Geld bekomme.

F: Ihr Verfahren wurde am 31.10.2019 von der Erstaufnahmestelle West eingestellt,
weil Sie die Erstaufnahmestelle verlassen haben und Ihr Aufenthalt unbekannt war.
Wieso haben Sie das gemacht?

A: Weil ich die Ausbildung in Innsbruck als Altenpflege gemacht habe und ich wollte
das fortsetzen. Ich habe am 14.10.2019 ein Praktikum gehabt und das war sehr
wichtig für mich. Als ich im Gefängnis war, habe ich auch meine Situation dargestellt.
Ich sollte am 07.10.2019 wieder nach  XXXX gehen. Daraufhin habe ich gesagt, dass
ich Praktikum habe und das sehr wichtig ist und ich nicht nach  XXXX gehen kann.
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Ich bin dann dorthin gefahren auf Empfehlung der Polizei, habe eine Karte
bekommen und bin dann wieder zurück nach Innsbruck.

F: Aufgrund dessen sind Sie jetzt jedoch nicht versichert und haben keine
Grundversorgung.

A: Ja.

Anmerkung: Der Antragsteller legt folgende Unterlagen vor:

-	Schulbesuchsbestätigung vom 05.09.2019

-	Schülerausweis

-	Prüfungszeugnis B1 bestanden von 2019

-	ÖSD Zertifikat A1 und A2

-	Zeugnis zur Integrationsprüfung

-	Arbeitsvorvertrag der  XXXX vom 11.09.2019 (ich habe dort gemeinnützig als
Altenpfleger gearbeitet)

-	Bestätigung über gemeinnützige Tätigkeit

-	Teilnahme Kurs Grund- und Basisbildung

-	Empfehlungsschreiben einer österreichischen Volkshochschule

-	Kurszeugnis Sommerschule August 2017

-	Div. Empfehlungsschreiben

Die Unterlagen werden in Kopie zum Akt genommen.

F: Welche Voraussetzungen mussten Sie für die Aufnahme in die Schule erfüllen?

A: Ich hatte eine Aufnahmeprüfung und ich habe die B1 Prüfung gemacht. Die
Ausbildung dauert 2 Jahre. Ich habe im September 2019 mit der Schule angefangen.

F: Haben Sie sich mittlerweile irgendwelche Dokumente aus Afghanistan besorgt?

A: Nein.

F: Haben Sie irgendwelche Personaldokumente oder andere Dokumente in
Österreich, die Sie noch nicht vorgelegt haben?

A: Nein.

F: Besitzen Sie einen Führerschein, und wenn ja, wann, wo und von wem wurde
dieser ausgestellt?

A: Nein.
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F: Besitzen Sie einen Reisepass, und wenn ja, wann, wo und von wem wurde dieser
ausgestellt?

A: Ich hatte einen afghanischen Reisepass. Diesen habe ich aber auf der Flucht in
der Türkei verloren.

Erklärung: Sie haben am 05.10.2019 beim BFA das zweite Mal um Asyl ersucht. Sie
wurden am 05.10.2019 vor der Polizei bereits zu Ihrem Asylverfahren, d.h. zu Ihrem
Reiseweg und den Gründen Ihrer Ausreise, befragt. Können Sie sich an Ihre
damaligen Angaben erinnern? Waren Ihre damals gemachten Angaben vollständig
und entsprechen diese der Wahrheit? Wollen Sie selbst zu diesen Angaben noch
etwas hinzufügen oder etwas sagen, was Sie noch nicht angeführt haben?

A: Ja, ich kann mich noch daran erinnern. Meine Angaben sind vollständig. Ich habe
die Wahrheit gesagt.

F: Gab es irgendwelche Probleme bei der Erstbefragung?

A: Nein. Es ist mir aber bei der Erstbefragung psychisch nicht gut gegangen. Ich
habe auch eine Tablette genommen.

Datenaufnahme:

XXXX

Geschlecht	Männlich

XXXX

XXXX

Geburtsort/Geburtsstaat	Stadt Kabul, Afghanistan

Staatsangehörigkeit	Afghanistan

Volksgruppe 	Tadschike

Religion	Moslem, Sunnit

Familienstand	ledig, keine Kinder

Dokumente:

Keine

Verwandte außerhalb der Heimat:

XXXX

Geburtsdatum: ca. 44 J.

Adresse:
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Anmerkung: er wurde am   XXXX 2016)  umgebracht.

XXXX

Geburtsdatum: ca. 39 J.

Adresse: Iran,  XXXX

Bruder:  XXXX

Anmerkung: er wurde am  XXXX umgebracht.

Brüder: XXXX

Geburtsdatum: ca.  XXXX

Adresse: Iran, XXXX

Schwestern: XXXX

Geburtsdatum: ca.  XXXX

Adresse: Iran, XXXX

Tante:  XXXX

Geburtsdatum:  XXXX

Adresse:  XXXX

Anmerkung: anerkannter Flüchtling seit  XXXX 2017

Onkel:  XXXX

Geburtsdatum:  XXXX

Adresse:  XXXX

Anmerkung: anerkannter Flüchtling seit  XXXX 2017

Cousins:  XXXX (Daueraufenthalt EU)

Geburtsdatum:  XXXX

Adresse: alle wohnhaft in  XXXX

F: Haben Sie noch Familienangehörige in Afghanistan (Onkel, Tanten,)?

A: Ich habe einen Onkel väterlicherseits, aber er ist seit drei Monaten nicht
erreichbar. Mütterlicherseits gibt es nur die Tante die in Österreich lebt.

Schulausbildung:

Schultyp
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Grundschule

Von 2008

Bis 2015

Ort Stadt Kabul

Sonstige Ausbildungen:

Keine

Militärdienst:

keinen

Sprachen:

Dari - Muttersprache

Deutsch - B1

Englisch - ein wenig

Wort und Schrift:

Dari

Deutsch

Englisch

Beruflicher Werdegang:

In Afghanistan habe ich nie gearbeitet.

F: Halten Sie Ihre Angaben zu Ihren Lebensumständen in Afghanistan in der
Einvernahme am 03.05.2017 aufrecht? Wollen Sie diesen Angaben noch etwas
hinzufügen?

A: Ja, ich halte meine Angaben aufrecht.

F: Gibt es eine Telefonnummer unter der Ihre Familie erreichbar ist?

A: Ja. XXXX .

F: Haben Sie Kontakt zu Ihrer Familie? Wie gestaltet sich der Kontakt zu Ihrer
Familie? Kommunizieren Sie auch über soziale Netzwerke und andere Medien?

A: Ja. Wir telefonieren ein bis zwei Mal die Woche.

F: Seit wann haben Sie Kontakt zu Ihrer Familie?

A: Seit XXXX .
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F: Wie haben Sie Kontakt hergestellt?

A: Ich habe zuerst meine Familie verloren. Durch meine Betreuerin habe ich auf
Facebook und Instagram gesucht. Ich habe dann meinen Cousin auf Facebook
kontaktiert. Durch meinen Cousin habe ich erfahren, dass mein Vater und mein
Bruder umgebracht wurden und der Rest meiner Familie im Iran lebt.

F: Unter welchen Umständen lebt Ihre Familie, wovon bestreiten Ihre Angehörigen
den Lebensunterhalt, wer versorgt sie etc.?

A: Meine Mutter und meine Schwester arbeiten und finanzieren so das Leben im
Iran.

Angaben zum Fluchtgrund:

F: Sind Sie in Ihrer Heimat oder in einem anderen Land vorbestraft bzw. haben Sie
im Herkunftsland, oder hier Strafrechtsdelikte begangen?

A: Nein.

F: Werden Sie in der Heimat von der Polizei, einer Staatsanwaltschaft, einem Gericht
oder einer sonstigen Behörde gesucht?

A: Nein.

F: Wurden Sie in Ihrer Heimat jemals von den Behörden angehalten, festgenommen
oder verhaftet?

A: Nein.

F: Hatten Sie in Ihrer Heimat Probleme mit den Behörden?

A: Nein.

F: Waren Sie in Ihrer Heimat jemals Mitglied einer politischen Gruppierung oder
Partei?

A: Nein.

F: Wurden Sie in Ihrer Heimat von staatlicher Seite jemals wegen Ihrer politischen
Gesinnung verfolgt?

A: Nein.

F: Wurden Sie in Ihrer Heimat von staatlicher Seite jemals wegen Ihrer Rasse
verfolgt?

A: Nein.

F: Wurden Sie in Ihrer Heimat von staatlicher Seite jemals wegen Ihrer Religion
verfolgt?

A: Nein.
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F: Wurden Sie in Ihrer Heimat von staatlicher Seite jemals wegen Ihrer Nationalität,
Volksgruppe oder der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe verfolgt?

A: Nein.

F: Halten Sie Ihre Angaben zu Ihren Fluchtgründen, die Sie im ersten Asylverfahren
gemacht haben, aufrecht?

A: Ja.

F: Sie haben bereits am 04.11.2015 einen Asylantrag in Österreich gestellt. Dieser
Antrag wurde in zweiter Instanz am 14.04.2018 rechtskräftig negativ entschieden und
Sie wurden nach Afghanistan ausgewiesen. Eine außerordentliche Revision beim
Verwaltungsgerichtshof wurde ebenfalls zurückgewiesen. Am 05.10.2019 stellten Sie
einen zweiten Asylantrag. Was hat sich seit Ihrem letzten Asylantrag an Ihren
Fluchtgründen geändert?

A: Ich habe meine Familie wiedergefunden. Und mein Vater und mein Bruder wurden
in Afghanistan umgebracht. Ich habe auch Belege dafür, dass mein Vater und mein
Bruder ermordet wurden. Ich habe auch ein Foto vom Grab. Diese Unterlagen
befinden sich bei meinem Rechtsanwalt Dr. Kapferer.

F: Was ist das für ein Beleg, den Sie über den Tod von Ihren Familienangehörigen
haben?

A: Es ist eine Bestätigung der Polizei von der XXXX .

F: Woher haben Sie diese Bestätigung?

A: Mein Onkel hat mir diese Bestätigung geschickt.

F: Handelt es sich bei der Bestätigung um ein Original?

A: Nein. Ich habe ihn gebeten mir das Original zu schicken, aber ich habe das nicht
erhalten. Ich habe ein Foto von dieser Bestätigung. Ich habe diese Bestätigung auch
übersetzen lassen und diese liegt bei meinem Anwalt.

F: Was wissen Sie konkret über die Umstände des Todes Ihrer Familienangehörigen.
Machen Sie dazu konkrete Angaben.

A: Wir hatten in Afghanistan Feinde. Der Feind heißt Kommandant XXXX . Mein
Vater und mein Bruder wurden in der Provinz  XXXX festgenommen und dort
erschossen.

F: Von wem wurden Sie erschossen?

A: Von unbekannten Personen.

F: Wie weit ist  XXXX von Ihrem Wohnort in Kabul entfernt?

A: Ich kann es nicht genau sagen, aber ungefähr von hier bis Salzburg.
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F: Was machten Ihr Vater und Ihr Bruder in XXXX ?

A: Als wir zusammen geflüchtet sind, habe ich meine Familie zwischen Griechenland
und Türkei an der Grenze verloren. Als meine Familie dann in der Türkei war, wollte
meine Familie in den Iran gehen, weil sie in der Türkei Probleme hatten wegen der
Sprache und der Sicherheit. Sie wurden dann getrennt. Die Frauen und Kinder in
einem und die Männer in einem anderen Auto. Meine Mutter und meine Geschwister
sind durchgekommen, aber mein Vater und mein Bruder wurden von der Polizei an
der iranischen Grenze erwischt. Dann haben sie meinen Vater und meinen Bruder
nach Afghanistan zurückgeschickt. Sie gingen dann zu meinem Onkel und blieben
dort drei Tage. Mein Vater hatte Grundstücke in  XXXX und wollte nachschauen
gehen. Mein Onkel konnte sie dann nicht mehr erreichen. Ein paar Tage später
haben sie dann die Leichen von meinem Vater und meinem Bruder gefunden.

F: Hat die Polizei Ermittlungen gemacht?

A: Ja, aber sie haben niemanden gefunden.

F: Wo lebt Ihr Onkel in Afghanistan?

A: Er lebt auch in der Stadt Kabul.

F: Wie weit entfernt von Ihrem Wohnort?

A: Das weiß ich nicht, aber in einem anderen Stadtteil.

Vorhalt: Es ist nicht nachvollziehbar, dass Ihr Vater und Ihr Bruder, wenn sie
tatsächlich nach Afghanistan abgeschoben worden wären, sich wieder nach Kabul
begeben hätten. Zudem ist nicht nachvollziehbar, dass Ihr Vater dann nach den
Grundstücken gesehen hätte, wenn er zuvor ausgereist wäre, weil die Lage so
gefährlich gewesen wäre. Was sagen Sie dazu?

A: Das weiß ich leider auch nicht, warum er diese Entscheidung getroffen. Den
Grund dafür weiß ich nicht.

F: Stand Ihre Mutter in Kontakt mit Ihrem Vater, als dieser in Afghanistan war?

A: Ja, einmal haben sie schon geredet.

F: Woher hat Ihre Mutter erfahren, was mit Ihrem Vater und Ihrem Bruder passiert
ist?

A: Durch meinen Onkel.

Vorhalt: Ihr Vater hatte Probleme mit einem Kommandanten namens  XXXX wegen
Grundstücken haben Sie erklärt. Nachdem Ihr Vater nun umgebracht wurde, ist nicht
davon auszugehen, dass Sie im Falle der Rückkehr dann noch Probleme haben
würden. Was sagen Sie dazu?

A: Ich bin der älteste Sohn in der Familie. Ich bin auch erbberechtigt. Sobald sie das
mitbekommen, dass ich zurückgekommen bin, gehen sie davon aus, dass ich Rache



17

nehme und dann finden sie mich auch. Deshalb ist auch mein Leben in Gefahr.
Wenn man in Afghanistan Feinde hat, dann werden sie alles dafür tun, damit kein
Mitglied dieser Familie am Leben bleibt. Mein Bruder war 11 Jahre alt und dieser
wurde ebenfalls umgebracht.

Vorhalt: Ihre Fluchtgründe wurden bereits im ersten Asylverfahren sowohl vom BFA
als auch vom Bundesverwaltungsgericht als unglaubwürdig gewertet. Somit ist auch
davon auszugehen, dass Ihr heutiges Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht.
Was sagen Sie dazu?

A: Ich habe nur die Wahrheit gesagt, so wie es war.

Aufforderung: Sie werden aufgefordert innerhalb der 2 Wochen auch die Unterlagen
betreffend die Ermordung Ihrer Familienangehörigen in Vorlage zu bringen. Haben
Sie das verstanden?

A: Ja, das habe ich verstanden.

F: Sie haben gesagt, dass Sie Kontakt hatten mit Ihrem Cousin in Afghanistan. Ist
dieser Kontakt ebenfalls abgebrochen?

A: Ich habe seit drei Monaten weder Kontakt zu meinem Onkel noch zu meinem
Cousin. Weder mein Onkel noch mein Cousin sind erreichbar.

F: Sie werden nochmals auf das Neuerungsverbot im Beschwerdeverfahren
aufmerksam gemacht. Ich frage Sie daher jetzt nochmals, ob Sie noch etwas
Asylrelevantes angeben möchten oder etwas vorbringen möchten, was Ihnen wichtig
erscheint, ich jedoch nicht gefragt habe?

A: Ich möchte wegen der momentanen Sicherheit in Afghanistan etwas sagen. Die
Sicherheit in Afghanistan ist zur Zeit sehr schlecht. Mein Zustand ist auch aufgrund
meiner psychischen Situation nicht gut. Ich weine oft, wenn ich alleine bin. Ich habe
auch angefangen Alkohol zu trinken.

F: Wenn Sie Alkohol trinken wird sich das dann auch auf die schulischen Leistungen
auswirken und Ihre Probleme auch nicht lösen. Es ist besser, wenn Sie mit Ihrer
Betreuerin schauen, dass Sie in die Grundversorgung aufgenommen werden um
wieder die ärztliche Behandlung in Anspruch nehmen zu können.

A: Ja, das weiß ich. Ich habe immer brav gearbeitet, habe die Ausbildungen gemacht
und war nie kriminell. Mein Wunsch ist, dass ich hierbleiben darf.

F: Was hätten Sie im Falle einer eventuellen Rückkehr in Ihre Heimat konkret zu
befürchten?

A: Ich war ein Kind als ich Afghanistan verlassen habe. Ich kenne mich dort nicht
aus.

Vorhalt: Sie waren damals 17 Jahre alt als Sie Afghanistan verlassen haben.

A: Ich war 15 Jahre alt.
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F: Ihr Geburtsdatum haben Sie mit  XXXX angegeben.

A: Ich habe mein Geburtsdatum geändert, damit ich bei meiner Tante übernachten
konnte. Ich lebte damals in  XXXX und sie in der XXXX .

F: Dann haben Sie gelogen und sich älter gemacht.

A: Ich habe nicht gelogen.

F: Wann wurden Sie geboren?

A: Ich weiß es nicht genau. Als ich nach Österreich gekommen bin war ich 15 Jahre
alt.

F: Hätten Sie Probleme mit der Polizei oder anderen Behörden im Falle Ihrer
Rückkehr?

A: Nein.

F: Wissen Sie über die aktuelle politische Lage und über die Sicherheitslage in Ihrer
Heimat Bescheid?

A: Ja, darüber weiß ich Bescheid.

(...)

Anmerkung: Dem AW werden die Feststellungen persönlich ausgehändigt.

Angaben zum Privat- und Familienleben:

F: Wann sind Sie nach Österreich eingereist?

A: Im November 2015.

F: Seit wann sind Sie in Österreich aufhältig?

A: Seit November 2015.

F: Hatten Sie in Österreich oder in der EU jemals einen gültigen Aufenthaltstitel oder
Visum zur Begründung eines legalen Aufenthaltes?

A: Nein.

F: Wie sieht Ihr Alltag in Österreich aus?

A: Ich bin überwiegend bei meiner Tante. Ich kann derzeit die Schule nicht mehr
besuchen, weil die Leiterin der Schule gemeint hat, dass ich abgeschoben werde. Ich
bin den ganzen Tag zu Hause.

F: Sind Sie seit Ihrer Einreise nach Österreich einer legalen Beschäftigung
nachgegangen?

A: Ich habe gemeinnützig im Altersheim gearbeitet.
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F: Wie würden Sie Ihren Lebensunterhalt in Österreich bestreiten, falls Sie
hierbleiben könnten?

A: Ich möchte meine Ausbildung zu Ende machen und wie alle anderen dann
arbeiten. Ich möchte sehr fleißig sein.

F: Wann dürfen Sie die Schule fortsetzen?

A: Ich habe zu viel gefehlt in der Schule, weil ich 1,5 Woche in  XXXX war. Ich kann
die Schule wieder anfangen, wenn mein Aufenthaltsstatus geklärt ist, weil so ist das
nicht möglich hat meine Chefin gemeint.

F: Von welchen finanziellen Mitteln leben Sie hier in Österreich? Welche
Unterstützungen beziehen Sie?

A: Meine Tante unterstützt mich und meine Vertrauenspersonen unterstützen mich.
Ich bekomme Gutscheine zum Einkaufen und meine ehemalige Arbeitskollegin hat
mir Kleidung gekauft.

F: Wer ist XXXX ?

A: Eine ehemalige Arbeitskollegin aus dem Altenwohnheim XXXX . Wir haben fast
1,5 Jahre gemeinsam gearbeitet.

F: Wo haben Sie bis zum Abschluss des ersten Asylverfahrens gelebt?

A: Im Flüchtlingsheim XXXX . Sie können mich nur wiederaufnehmen, wenn sie von
Wien eine Bestätigung bekommen.

F: Sie sind derzeit obdachlos gemeldet. Können Sie sich bei Ihrer Tante anmelden?

A: Wir haben am Donnerstag einen Termin wegen der Aufnahme in die
Grundversorgung. Ich habe jetzt wieder die weiße Karte mit der grünen Karte war
das nicht möglich.

F: Wie lange haben Sie die Schule  XXXX besucht?

A: Vom 09.09.2019 bis 05.10.2019.

F: Verfügen Sie über einen Schulabschluss, der der allgemeinen Universitätsreife
entspricht oder haben Sie einen Abschluss einer berufsbildenden mittleren Schule?

A: Nein.

F: Sind Sie Mitglied in einem Verein oder in einer Organisation?

A: Nein. Ich war vorher 1,5 Jahre lang in einem Fitnessstudio.

F: Was machen Sie zurzeit wenn Sie keine Schule besuchen?

A: Ich mache derzeit nichts. Ich bin überwiegend bei meiner Tante zu Hause.
Manchmal treffe ich mich mit meinen Cousins oder übernachte auch bei ihnen.
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F: Haben Sie mit Ihrer Tante zuvor jemals in einem gemeinsamen Haushalt gelebt
und wenn ja, wann, wo und wie lange?

A: Wir waren in der  XXXX 2 Jahre lang im selben Heim. Ich hatte dort ein Zimmer
mit meinem Cousin. In Afghanistan haben wir nicht gemeinsam gelebt.

F: Waren Sie jemals Zeuge oder Opfer von Menschenhandel oder
grenzüberschreitendem Prostitutionshandel?

A: Nein.

F: Wurden Sie in Österreich jemals Opfer von Gewalt und haben Sie sich
diesbezüglich an die örtlichen Sicherheitsbehörden bzw. an ein Gericht (§382e EO -
Allgemeiner Schutz vor Gewalt) gewandt?

A: Nein.

Anmerkung: Die Vertrauensperson  XXXX verlässt um 10:55 Uhr den
Einvernahmeraum.

F: Die Befragung wird hiermit beendet. Wollen Sie zu Ihrem Asylverfahren sonst
noch etwas vorbringen, was Ihnen von Bedeutung erscheint?

A: Ich lebe seit über vier Jahren hier. Ich habe immer versucht mich zu integrieren
und fleißig zu sein. Ich habe nichts Schlechtes in Österreich gemacht. Ich habe
immer eine Schule besucht. Ich habe eine Ausbildung als Koch gefunden, aber keine
Arbeitsbewilligung vom AMS bekommen. Ich habe auch einen Arbeitsvorvertrag. Ich
habe viele Freunde hier in Österreich. Meine Tante und deren Familie ist hier, sie
sind wie ein Teil meiner Familie. Derya (Vertrauensperson) ist wie eine Mutter für
mich. Wir kennen uns seit einem Jahr. Sie wollte mich auch adoptieren. Ich hätte vier
Jahre bei ihr gemeldet sein müssen, damit eine Adoption möglich ist.

F: Welche Freunde haben Sie in Österreich?

A: Ich habe Arbeitskollegen, Freunde aus der Schule und aus dem Fitnessstudio.

F: Was unternehmen Sie mit Ihren Freunden?

A: Am Wochenende gehen wir raus und unternehmen etwas. Wir haben auch öfters
Fußball und Volleyball gespielt.

F: Wie viele enge Freunde haben Sie hier?

A: 2 sehr enge Freunde.  XXXX hat Asyl und  XXXX hat subsidiären Schutz in
Österreich. Ich habe sie im Flüchtlingsheim kennen gelernt und wir waren im
gleichen Fitnessstudio.

Ich war jung als ich in Afghanistan war und ich kenne mich mit den Bräuchen nicht so
gut aus. Ich kenne mich auch sonst in Afghanistan nicht so gut aus. Seitdem ich hier
bin, habe ich viele Freunde gewonnen. Ich kann auf keinen Fall zurückgehen und ich
möchte gerne hierbleiben. Lieber werde ich hier umgebracht, als wieder
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zurückgeschickt nach Afghanistan.

F: Hatten Sie die Gelegenheit alles zu sagen, was Sie wollten?

A: Ja, das hatte ich. Ich hatte die Gelegenheit alles vorzubringen, was mir wichtig
war.

(...)"

21. Am 07.02.2020 wurde der BF im Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl -
Regionaldirektion Tirol, Außenstelle Innsbruck im Beisein eines vom BFA bestellten
und beeideten Dolmetschers in der Sprache Dari und einer Vertrauensperson von
der zur Entscheidung berufenen Organwalterin des Bundesamtes einvernommen:

"(...)

F: Wie geht es Ihnen. Sind Sie psychisch und physisch in der Lage, Angaben zu
Ihrem Verfahren zu machen?

A: Ja, ich bin dazu in der Lage. Ich habe keine physischen oder psychischen
Probleme.

Erklärung: Sie haben bereits am 04.11.2015 einen Asylantrag in Österreich gestellt.
Dieser Antrag wurde in zweiter Instanz am 14.04.2018 rechtskräftig negativ
entschieden und Sie wurden nach Afghanistan ausgewiesen. Eine außerordentliche
Revision beim Verwaltungsgerichtshof wurde ebenfalls zurückgewiesen. Am
05.10.2019 stellten Sie einen zweiten Asylantrag. Sie wurden dazu am 18.12.2019
bereits einvernommen. Möchten Sie zu Ihren Asylgründen noch etwas vorbringen
bzw. hat sich seit der letzten Einvernahme im Dezember 2019 etwas geändert?

A: Die Sicherheitslage hat sich in Afghanistan verschlechtert. Derzeit herrscht eine
gefährliche politische Lage in Afghanistan. Im September 2019 gab es auch Wahlen.

F: Die allgemeine Lage in Afghanistan ist der Behörde bekannt. Wollen Sie
hinsichtlich Ihrer Person noch etwas vorbringen, was Sie bei Ihrer Einvernahme im
Dezember 2019 noch nicht vorgebracht haben?

A: Ich bleibe bei meinen Angaben vom Dezember 2019. Meine Lage hat sich seither
nicht geändert.

Feststellung: Sie haben am 04.11.2015 in Österreich einen Asylantrag gestellt,
welcher am 14.04.2018 in zweiter Instanz rechtskräftig negativ entschieden wurde.
Ihnen wurde damals eine 14-tägige Ausreisefrist eingeräumt bis 30.04.2018. Sie
haben sich somit ab diesem Zeitpunkt bis zur neuerlichen Asylantragstellung am
05.10.2019 illegal im Bundesgebiet aufgehalten und sind Ihrer Ausreiseverpflichtung
nicht nachgekommen. Sie haben somit eine gerichtliche Entscheidung negiert.
Zudem verfügen Sie über keine Mittel für Ihren Unterhalt, da Sie sich wieder in der
Grundversorgung befinden.

Aufgrund dessen ist beabsichtigt, gegen Sie eine Rückkehrentscheidung samt
Einreiseverbot für das Bundesgebiet der Republik Österreich zu erlassen.
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Möchten Sie sich dazu äußern?

A: Ich habe damals nach der negativen Entscheidung eine Revision gemacht und
noch einen Antrag.

Feststellung: Ihnen wurde vom VwGH keine aufschiebende Wirkung zuerkannt und
auch Ihr Antrag auf Erteilung eines Titels gem. § 55 AsylG begründete kein
Aufenthaltsrecht, weshalb Ihr Aufenthalt illegal war. Haben Sie das verstanden?

A: Das habe ich verstanden. Ich bin hier in die Schule gegangen und habe eine
Ausbildung gemacht. Ich habe auch gearbeitet. Ich wollte das einfach nicht so lassen
und wieder nach Afghanistan zurückgehen. Mein Leben ist in Afghanistan in Gefahr.
Wenn sie mich erwischen, dann bringen sie mich um.

F: Erhalten Sie Unterstützungen (z.B. Sozialhilfe, Arbeitslosengeld etc.) und wenn ja,
welche beziehen Sie?

A: Ich lebe jetzt wieder im Flüchtlingsheim in XXXX . Ich bekomme
Grundversorgung.

F: Verfügen Sie über Barmittel?

A: Nein.

F: Haben Sie Verwandte im europäischen Raum?

A: Meine Tante und deren Familie lebt hier in Österreich. Sonst habe ich keine
Verwandte in der EU.

F: Wie sieht Ihr Alltag in Österreich derzeit aus?

A: Seit 17.01.2020 bin ich wieder in der Grundversorgung. Ich hatte in den letzten 2
Wochen mehrere Arzttermine, weil ich an Schlaflosigkeit leide und viel Stress habe.

F: Haben Sie aktuelle ärztliche Unterlagen dabei?

A: Ja.(...)"

Der Beschwerdeführer legt folgende Unterlagen vor:

-	Arbeitsunfähigkeitsmeldung ab 31.01.2020 bis 05.02.2020, vom 31.01.2020 auf
Nachfrage wegen eines Magen-Darmvirus und Schnupfen

-	Verordnung einer österreichischen Klinik für Psychiatrie vom 04.02.2020 einer
halben Tablette Mirtazapin 30 mg (Anmerkung BVwG: serotonerge Antidepressiva)
vor dem Schlaf

Der Beschwerdeführer gab weiters in der Einvernahme am 07.02.2020 vor dem BFA
wie folgt an:

"(...)
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F: Befinden Sie sich aktuell in psychologischer Behandlung?

A: Ja, bei XXXX . Ich war gestern auch dort. Ich kann heute Nachmittag nochmal
kommen und auch nächste Woche.

F: Nehmen Sie außer den Tabletten Mirtazapin noch Medikamente derzeit ein?

A: Nein, ich muss zuerst noch einen Termin bei den Psychologen ausmachen und
dann bekomme ich vielleicht noch andere Medikamente.

Feststellung: Gem. § 35 AVG 1991 kann die Behörde gegen Personen, die offenbar
mutwillig die Tätigkeit einer Behörde in Anspruch nehmen oder in der Absicht einer
Verschleppung der Angelegenheit unrichtige Angaben machen, eine Mutwillensstrafe
bis zu  726,-- verhängen.

Da Sie offensichtlich mehrfach unbegründete Asylanträge gestellt haben, wird in
Ihrem Fall eine Mutwillensstrafe geprüft. Wollen Sie sich dazu äußern? (Dem
Antragsteller wird dies konkret erklärt)

A: Ich habe das verstanden. Aber ich habe ja gesagt, dass nun auch mein Vater und
mein Bruder noch umgebracht wurden. Ich habe massive Probleme in Afghanistan.
Ich kann dorthin nicht zurück. Ich habe die Wahrheit gesagt. (AW weint)

Ich habe auch Unterlagen vorgelegt. Ich bin dort wirklich in Gefahr. Niemand ist
bereit seine Familie zu verlassen und in ein fremdes Land zu gehen, wenn sein
Leben dort nicht in Gefahr wäre. Derzeit lebt meine Mutter und meine Geschwister
im Iran. Sie können auch nicht nach Afghanistan. Wenn ich nach Afghanistan
zurückkehre, dann ist mein Leben dort in Gefahr.

F: Die Befragung wird hiermit beendet. Wollen Sie zu Ihrem Verfahren sonst noch
etwas vorbringen, was Ihnen von Bedeutung erscheint?

A: Ich bin seit fast fünf Jahren hier in Österreich. Ich habe nichts gegen die Gesetze
unternommen. Ich möchte gerne hier in Frieden und in Ruhe leben. Mein Wunsch ist,
dass ich in Österreich in Sicherheit lebe und ohne Angst hier sein kann. Ende März
habe ich wieder einen Termin für die Schule und ich möchte gerne die Ausbildung
beenden. Ich möchte wie jeder andere Mensch ganz normal hier in Österreich leben.

(...)"

22. Mit nunmehr angefohtenem Bescheid des BFA vom 12.02.2020, Zl. 1093602404-
191013935, wies das BFA den Antrag des BF auf internationalen Schutz vom
16.05.2018 gemäß § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zurück
(Spruchpunkt I. und II.). Das BFA erteilte dem BF keinen Aufenthaltstitel aus
berücksichtigungswürdigen Gründen (Spruchpunkt III.), erließ gemäß § 10 Abs. 1 Z 3
AsylG 2005 eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG und stellte fest,
dass die Abschiebung des BF gemäß § 46 FPG nach Afghanistan zulässig ist
(Spruchpunkte IV. und V.). Gemäß § 55 Abs. 1a 3 FPG wurde keine Frist für die
freiwillige Ausreise erteilt (Spruchpunkt VI.). Gemäß § 53 Abs. 1 iVm Abs. 2 FPG
wurde ein auf Dauer von zwei Jahren befristetes Einreiseverbot erlassen
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(Spruchpunkt VII.).

Begründend wurde insbesondere ausgeführt, dass dem Fluchtvorbringen des BF
bereits bei seinem Asylantrag die Asylrelevanz bzw. die Glaubwürdigkeit
abgesprochen worden sei. Es wurde festgestellt, dass der BF zu seinem ersten
Asylantrag ausführlich zum Fluchtweg und Fluchtgrund befragt worden sei und
hierbei sowie auch im Zuge der weiteren Verfahren hinreichend Gelegenheit gehabt
hätte, alle seine Fluchtgründe wahrheitsgemäß vorzubringen. Es stehe für das BFA
fest, dass der BF keinen neuen maßgeblichen Sachverhalt im Zuge seiner
Erstbefragung am 05.10.2019 und bei seiner Einvernahme vor dem Bundesamt vom
18.12.2019 in diesem Verfahren geltend gemacht habe. Unter Berücksichtigung aller
bekannter Umstände habe nicht festgestellt werden können, dass bei einer
Zurückweisung, Zurück- oder Abschiebung nach Afghanistan für den BF eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6
oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich
bringen würde. Der BF habe bei der Stellung seines zweiten Asylantrags keine
neuen Asylgründe vorgebracht, sondern lediglich auf den schon im ersten Verfahren
als unglaubwürdig und nicht asylrelevant befundenem Vorbringen beharrt. Der BF
habe nunmehr vorgebracht, dass sein Vater und Bruder in Afghanistan wegen den
bereits geschilderten Problemen umgebracht worden wären und der BF dafür
nunmehr auch Beweise hätte. Eingehend dazu befragt habe der BF angegeben,
dass sein Vater und Bruder auf der Flucht an der iranischen Grenze erwischt worden
wären und dann wären sie wieder nach Afghanistan geschickt worden. Sie wären
dann wieder zum Onkel nach Kabul gegangen. Ihr Vater hätte Grundstücke in  XXXX
gehabt und sie wären dorthin gefahren. Ein paar Tage später hätte man dann die
Leichen vom Vater und Bruder gefunden. Es sei jedoch absolut nicht
nachvollziehbar, dass der Vater zunächst mit der gesamten Familie geflüchtet wäre
um dann wieder nach Kabul zu reisen und dann auch noch nach den Grundstücken
zu sehen. Eine derartige Vorgangsweise entbehrt jeder Logik. Da bereits das
gesamte Fluchtvorbringen im ersten Verfahren sowohl vom Bundesamt als auch vom
Bundesverwaltungsgericht als unglaubwürdig qualifiziert worden sei, könne dem
darauf gestützten nunmehrigen Vorbringen des BF ebenfalls nicht geglaubt werden.
Daran würden auch die vom BF vorgelegten Beweismittel nichts ändern. Zum einen
handle es sich bei der vorgelegten Bestätigung nicht um ein Original, zum anderen
habe der BF bis dato nicht einmal seine Identität glaubhaft machen können, weshalb
schon aufgrund dessen kein Zusammenhang zwischen dem BF und dem
vorgelegten Schreiben hergestellt werden könne. In Bezug auf das vom BF
vorgelegte Dokument - einer Bestätigung der Polizei von der  XXXX -  wurde
auszuführen, dass dieses nach Ansicht des BFA keinen hinreichend sicheren Beleg
für das Vorbringen des BF bilden könne, da derartige von afghanischen Asylwerbern
häufig vorgelegten Dokumente als zweifelhaft und bedenklich einzustufen. Der BF
habe somit nicht glaubhaft dazulegen vermocht, dass er im Falle der Rückkehr keine
Lebensgrundlage mehr habe, weil ihm zugemutet werden könne, dass er im Falle
der Rückkehr in sein Heimatland selbst für seinen Lebensunterhalt aufkommen
könne. Er spreche die Sprache Dari auf muttersprachlichem Niveau in Wort und
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Schrift. Zusätzlich verfüge er über Kenntnisse in der Sprache Deutsch. Dieser
Umstand werde dem BF zweifellos bei der Arbeitssuche in Afghanistan auch von
Vorteil sein.

23. Gegen nunmehr angefochtenen Bescheid wurde nach Wiederholung des
Verfahrensganges insbesondere ausgeführt, dass das BFA die angefochtene
Entscheidung damit begründe, die erweiterte Fluchtgeschichte des BF sei
unglaubwürdig, nicht nachvollziehbar und unlogisch, weshalb die Glaubwürdigkeit
dessen abgesprochen wurde. Ebenfalls seien die Beweismittel nur in Kopie vorgelegt
worden und sei aus den Fotos der Grabstätten nicht ersichtlich, dass es sich um die
Gräber der Familienangehörigen handle, da die Identität des BF selbst nicht geklärt
sei. Ebenfalls sei der Antrag auf Wiederaufnahme bereits vom BVwG
zurückgewiesen worden, weshalb davon auszugehen sei, dass es sich beim
neuerlichen Antrag ebenfalls um entschiedene Sache handle. Folglich läge nach
Ansicht der Behörde Identität der Sache vor, weshalb der neuerliche Antrag auf
internationalen Schutz wegen entschiedener Sache zurückzuweisen sei. Das BFA
habe es unterlassen, auf das individuelle Vorbringen des BF einzugehen. Der BF
habe mehrmals als Grund für seine neuerliche Asylantragstellung angegeben, dass
er nun über den Aufenthalt seiner Familie Bescheid wisse. Die Gefahr, die ihm in
Afghanistan aufgrund der Grundstücksstreitigkeiten bzw. Feindschaften seines
Vaters drohen würden, seien nun noch gravierender. Sein Bruder und Vater seien
auf der Flucht getötet worden, da er der älteste Sohn und somit Haupterbe sei,
würden ihn nun die Grundstücksstreitigkeiten betreffen. Er würde mit dem Tod
bedroht werden und fürchte um sein Leben. Auch sei die Macht und die
Gefährlichkeit der Feinde durch die Ermordung des Vaters und Bruders ersichtlich.
Seine Mutter und Schwester würden derzeit im Iran leben, er hätte in Afghanistan
überhaupt niemanden mehr. Der BF leide an psychischen Problemen und nehme
auch Medikamente deshalb. Im Fall einer Rückkehr würde dem BF asylrelevante
Verfolgung wegen der Zugehörigkeit zur sozialen Gruppe seiner Familie drohen. Es
handle sich im gegenständlichen Fall um einen wesentlich geänderten
entscheidungsrelevanten Sachverhalt, der zudem im konkreten Fall asylrelevant sei
und einer näheren Prüfung bedürfe. Auch seien die Gründe für die Erteilung von
subsidiären Schutz nunmehr andere. Der BF habe psychologische Probleme,
Schlafstörungen und habe Antidepressiva zur Behandlung verschrieben bekommen.
Die Probleme des Vaters aufgrund der Grundstücksstreitigkeiten mit einem
Kommandanten namens  XXXX würden nunmehr den BF als Haupterben betreffen,
weil die Grundstücke nunmehr dem BF gehören würden. Die medizinische
Versorgung der psychischen Erkrankungen des BF sei in Afghanistan nicht
gesichert. Zudem verfüge der BF über ein familiäres Netzwerk in Österreich, er habe
eine Tante, einen Onkel und fünf Cousins in Österreich, diese würden seine
Angehörigen seit Jahren darstellen. Die Trennung von diesen Verwandten würde
eine Verletzung in Art. 8 EMRK darstellen. Zum im angefochtenen Bescheid
erlassenen Einreiseverbot wurde ausgeführt, dass ein Einreiseverbot dann erlassen
werden könne, wenn aufgrund des persönlichen Verhaltens des Fremden davon
ausgegangen werden könne, dass die öffentliche Sicherheit der Republik Österreich
durch seinen Verbleib im Bundesgebiet nachhaltig und maßgeblich gefährdet würde.
Bei der Bemessung der Dauer sei das bisherige Verhalten des BF jedenfalls in die
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Beurteilung einzubeziehen und zu berücksichtigen. Ein zweijähriges Einreiseverbot
sei jedenfalls unverhältnismäßig.

24. Am 13.03.2020 langte die Beschwerdevorlage beim BVwG ein.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt steht fest. Auf Grundlage der zwei vom BF
erhobenen Anträge auf internationalen Schutz in Österreich und auf Grundlage des
vom BVwG abgewiesenen Antrages auf Wiederaufnahme des mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018 abgeschlossenen Verfahrens, der
Erstbefragungen sowie der Einvernahmen des BF durch Organe des öffentlichen
Sicherheitsdienstes sowie des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl, der
Beschwerde gegen den im Spruch genannten Bescheid des Bundesamtes für
Fremdenwesen und Asyl, der im Verfahren vorgelegten Dokumente, der
Einsichtnahme in den Bezug habenden Verwaltungsakt, das Zentrale Melderegister,
das Fremdeninformationssystem, das Strafregister und das Grundversorgungs-
Informationssystem werden folgende Feststellungen getroffen und der Entscheidung
zugrunde gelegt:

1.1.	Zu den bisherigen Verfahren:

Der vom BF am 04.11.2015 gestellte Antrag auf internationalen Schutz wurde mit
Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018 rechtskräftig
abgewiesen und die durch das BFA gegen den BF erlassene Rückkehrentscheidung
durch das Bundesverwaltungsgericht bestätigt; ebenso die Zulässigkeit der
Abschiebung des BF nach Afghanistan.

Mit Beschluss des BVwG vom 16.05.2019, W198 2167613-2/7E, wurde der Antrag
auf Wiederaufnahme des mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom
09.04.2018,

Zl. W198 2167613-1/22E, rechtskräftig abgeschlossene Asylverfahrens gemäß

§ 32 Abs. 1 Z 2 VwGVG abgewiesen.

Der BF blieb trotz dieser zwei rechtskräftigen Entscheidungen, welche ihm die
Verpflichtung auferlegte, das Bundesgebiet zu verlassen und nach Afghanistan
zurückzukehren, in Österreich. Der BF stellte vielmehr am 05.10.2019 den
gegenständlichen zweiten Antrag auf internationalen Schutz in Österreich während
der Vernehmung im Zuge seiner bevorstehenden Abschiebung, als er von den
Polizisten aufgrund des Festnahmeauftrages des BFA festgenommen worden war.
Am 31.10.2019 musste das gegenständlich zweite Asylverfahren des BF gemäß § 24
Abs. 2 AsylG eingestellt werden, da der Aufenthalt des BF unbekannt war. Weiters
wurde ein Festnahmeauftrag gem. § 34 Abs. 4 BFA-VG am 31.10.2019 erlassen. Der
BF verfügte in Österreich ab 11.10.2019 bis zum 19.01.2020 über keine aufrechte
Meldeadresse.
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Mit nunmehr angefochtenem Bescheid des BFA vom 12.02.2020, Zl. 1093602404-
191013935, wies das BFA den Antrag des BF auf internationalen Schutz vom
16.05.2018 gemäß § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zurück
(Spruchpunkt I. und II.). Das BFA erteilte dem BF keinen Aufenthaltstitel aus
berücksichtigungswürdigen Gründen (Spruchpunkt III.), erließ gemäß § 10 Abs. 1 Z 3
AsylG 2005 eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG und stellte fest,
dass die Abschiebung des BF gemäß § 46 FPG nach Afghanistan zulässig ist
(Spruchpunkte IV. und V.). Gemäß § 55 Abs. 1a 3 FPG wurde keine Frist für die
freiwillige Ausreise erteilt (Spruchpunkt VI.). Gemäß § 53 Abs. 1 iVm Abs. 2 FPG
wurde ein auf Dauer von zwei Jahren befristetes Einreiseverbot erlassen
(Spruchpunkt VII.).

Gegen diesen Bescheid des BFA vom 12.02.2020 erhob der BF fristgerecht
Beschwerde.

Der Ablauf der Verfahrensgänge im Detail wird festgestellt, wie er unter Pkt. I. der
vorliegenden Entscheidung wiedergegeben ist.

1.2.	Zur Person des BF:

Der Beschwerdeführer ist afghanischer Staatsbürger, geboren XXXX . Er wurde in
Kabul geboren, wo er mit seinen Eltern und Geschwistern bis zu seiner Ausreise
lebte. Der Beschwerdeführer hat gemeinsam mit seiner Kernfamilie Afghanistan
verlassen. Es konnte - nicht festgestellt werden, wo die Kernfamilie des
Beschwerdeführers nunmehr aufhältig ist. Der Beschwerdeführer hat keinen Kontakt
zu seiner Familie.

Der Beschwerdeführer ist volljährig und ledig. Der Beschwerdeführer ist Tadschike,
sunnitischen Glaubens. Seine Muttersprache ist Dari. Der Beschwerdeführer hat
sieben Jahre lang in Kabul die Schule besucht. Der Beschwerdeführer konnte keine
Tazkira und kein unbedenkliches anderes identitätsbezeugendes Dokument
vorlegen. Somit steht seine Identität nicht fest. Der Beschwerdeführer ist gesund.

Der Beschwerdeführer war in Afghanistan keiner konkreten individuellen Verfolgung
ausgesetzt und wurden von ihm auch im gegenständlichen Verfahren keine
asylrelevanten Gründe für das Verlassen seines Heimatstaates glaubhaft dargetan.
Dem Beschwerdeführer droht in Afghanistan aus Gründen der Rasse, Religion,
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen
Gesinnung keine Verfolgung.

Der BF behauptet psychische Beschwerden. Im gegenständlichen Verfahren gab er
an, er leide an Schlaflosigkeit und habe viel Stress. Aufgrund der Schlaflosigkeit und
den psychischen Problemen, unter welchen er bereits seit 2018 leide laut eigenen
Angaben, nehme er Medikamente gegen Schlaflosigkeit. Es sind im gesamten
Verfahren keine Fakten hervorgekommen, die einer Abschiebung nach Afghanistan
aus medizinischer Sicht entgegenstehen.

Festgestellt wird, dass der BF an keinen schweren physischen oder psychischen,
akut lebensbedrohlichen und zudem im Herkunftsstaat nicht behandelbaren
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Erkrankungen leidet, die einer Rückführung in den Herkunftsstaat entgegensteht.

Im Falle einer Verbringung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat droht
diesem kein reales Risiko einer Verletzung der Art. 2 oder 3 der Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958 (in der Folge
EMRK).

Der Beschwerdeführer befindet sich seit spätestens 04.11.2015 in Österreich. Er ist
illegal in das Bundesgebiet eingereist. Ein Onkel und eine Tante, welche
asylberechtigt sind, sowie mehrere Cousins und Cousinen des Beschwerdeführers,
welche über einen "Daueraufenthalt EU" verfügen, leben in Österreich. Der
Beschwerdeführer steht mit seinen in Österreich lebenden Angehörigen in Kontakt.
Eine finanzielle oder sonstige Abhängigkeit kann nicht erkannt werden.

Der Beschwerdeführer lebt von der Grundversorgung und ist nicht
selbsterhaltungsfähig. Der Beschwerdeführer hat Deutschkurse besucht und verfügt
über Deutschkenntnisse, die jedenfalls dem ÖSD-Zertifikat B1 entsprechen. Er hat
einen Kurs beim Österreichischen Roten Kreuz besucht und hat an einer Bildungs-
und Berufsberatung teilgenommen. Er verfügt insbesondere auch über einen
Arbeitsvorvertrag mit einem österreichischen Sozialen Dienst im September 2019
abgeschlossen, wo er gemeinnützige Arbeit als Altenpfleger leistete. Der
Beschwerdeführer nahm während seines Aufenthaltes im Bundesgebiet an mehreren
integrativen Aktivitäten teil und knüpfte soziale Kontakte, was auch zahlreiche
Empfehlungsschreiben belegen. Der Beschwerdeführer ist strafrechtlich
unbescholten.

1.3. Zu den Gründen für die neue Asylantragstellung des BF:

Der BF machte seit Rechtskraft seines Erstverfahrens kein neues
entscheidungsrelevantes individuelles Vorbringen im gegenständlichen Verfahren
geltend.

Eine maßgebliche Änderung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im
Herkunftsstaat seit rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens über den ersten
Antrag auf internationalen Schutz des BF kann ebensowenig festgestellt werden, wie
eine maßgebliche Änderung der vom BF bereits im Erstverfahren vorgebrachten
Fluchtgründe.

Die Feststellungen zur Situation in Afghanistan wurden bereits im nunmehr
angefochtenen Bescheid getroffen; diese werden von der zuständigen Einzelrichterin
des Bundesverwaltungsgerichtes geteilt. Insbesondere ergibt sich aus den aktuellen
Länderberichten aus dem Länderinformationsblatt der Staatendokumentation zu
Afghanistan mit der letzten Kurzinformation vom November 2019, dass in
Afghanistan die medizinische Versorgung auch für die im gegenständlichen Fall
behaupteten psychischen Beschwerden, insbesondere also die Behandlung seiner
psychischen Beschwerden, konkret insbesondere durch Antidepressiva zum
Schlafen, grundsätzlich gesichert ist.

Es wird festgestellt, dass sich das Vorbringen des BF im gegenständlichen zweiten
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Asylverfahren in Österreich mit dem Vorbringen deckt, welcher der BF im
rechtskräftig abgeschlossenen ersten Asylverfahren vorbrachte bzw. keinen
glaubhaften Kern aufweist. Einen wesentlich neuen Sachverhalt, welchen er im
Erstverfahren noch nicht angegeben hätte bzw. welcher erst nach Rechtskraft des
ersten Verfahrens entstanden wäre, hat er nicht glaubhaft vorgebracht und konnte
auch amtswegig nicht festgestellt werden.

Der gegenständliche zweite Antrag auf internationalen Schutz in Österreich, der
insbesondere erst gestellt wurde, als der Beschwerdeführer festgenommen wurde,
um ihn nach Afghanistan zu überstellen, erschöpft sich - wie der bereits mit
Beschluss des BVwG vom 16.05.2019, W198 2167613-2/7E, abgewiesene Antrag
auf Wiederaufnahme, in dem bloßen Vorbringen des Beschwerdeführers, wonach
sein Vater und sein Bruder von dem Kommandanten  XXXX getötet worden seien.
Brauchbare Beweismittel für einen entscheidungswesentlichen neuen Sachverhalt
wurden auch im gegenständlichen Verfahren nicht vorgelegt. Der gegenständliche
Antrag baut in Summe nur auf das bereits im ersten inhaltlichen Asylverfahren in
Österreich als unglaubwürdig eingestufte Vorbringen auf, dass der Beschwerdeführer
so wie seine ganze Familie Bedrohungen wegen Grundstücksstreitigkeiten durch den
Kommandanten  XXXX in Afghanistan zu befürchten hätten.

Hinweise auf das Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen für den Aufenthaltstitel
aus berücksichtigungswürdigen Gründen kamen nicht hervor.

Der BF lebt seit seiner Einreise in das österreichische Bundesgebiet im November
2015 ausschließlich aus Mitteln der öffentlichen Hand. Er war trotz rechtskräftiger
Rückkehrentscheidung in Österreich geblieben. Der BF stellte nach abweisender
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018 samt
Rückkehrentscheidung, welche vom VwGH bestätigt wurde, und nach Stellung eines
unbegründeten Antrages auf Wiederaufnahme des mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 09.04.2018,

Zl. W198 2167613-1/22E, rechtskräftig abgeschlossenen Asylverfahrens, welcher mit
Beschluss des BVwG vom 16.05.2019 abgewiesen wurde, dennoch weiterhin in
Österreich. Der BF stellte vielmehr am 05.10.2019 den gegenständlichen zweiten
Antrag auf internationalen Schutz in Österreich während der Vernehmung im Zuge
seiner bevorstehenden Abschiebung, als er von den Polizisten aufgrund des
Festnahmeauftrages des BFA festgenommen worden war. Diesbezüglich ist darauf
hinzuweisen, dass am 31.10.2019 das gegenständlich zweite Asylverfahren des BF
gemäß § 24 Abs. 2 AsylG eingestellt wurde, da der Aufenthalt des BF unbekannt
war. Weiters wurde ein Festnahmeauftrag gem.

§ 34 Abs. 4 BFA-VG am 31.10.2019 erlassen. Der BF verfügte nach Stellung des
gegenständlichen Folgeantrages am 05.10.2019 in Österreich ab 11.10.2019 bis
zum 19.01.2020 über keine aufrechte Meldeadresse.

Er kann den Besitz von Mitteln zu seinem Unterhalt nicht nachweisen.

2. Beweiswürdigung:
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2.1. 	Zu den Feststellungen zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angeführte sowie festgestellte Verfahrensgang ergibt sich
aus den unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalten der vorgelegten
Verwaltungsakten des BFA und der Gerichtsakten des Bundesverwaltungsgerichtes
zu den Verfahren auf Grund des ersten Antrages des BF auf internationalen Schutz
vom 04.11.2015, seines als unbegründet abgewiesenen Wiederaufnahmeantrages
vom 14.12.2018 und auf Grund des gegenständlichen zweiten Folgeantrages vom
05.10.2019.

2.2.	 Zu den Feststellungen zur Person des BF:

Die Feststellungen zur Identität und Staatsangehörigkeit des BF ergeben sich aus
seinen gleichlautenden und diesbezüglich glaubwürdigen Angaben in seinen
Verfahren über seine Anträge auf internationalen Schutz in Österreich sowie aus
dem Umstand, dass er über entsprechende Sprach- und Ortskenntnisse verfügt.

Die Feststellungen zum Gesundheitszustand des BF ergeben sich aus den im Akt
einliegenden ärztlichen Befunden und Bestätigungen sowie den Angaben des BF
gegenüber dem BFA. Der BF gab im gegenständlichen Asylverfahren insbesondere
an, er leide an Schlaflosigkeit und habe viel Stress. Aufgrund der Schlaflosigkeit und
den psychischen Beschwerden, unter welchen er bereits seit 2018 leide laut eigenen
Angaben, nehme er Medikamente gegen Schlaflosigkeit. Betreffend seinen
Gesundheitszustand übermittelte der Beschwerdeführer lediglich eine
Arbeitsunfähigkeitsmeldung ab 31.01.2020 bis 05.02.2020, ausgestellt am
31.01.2020, vor, auf Nachfrage wurde diese jedoch wegen eines Magen-Darmvirus
und Schnupfens ausgestellt. Weiters übermittelte er eine Verordnung einer halben
Tablette Mirtazapin 30 mg (Anmerkung BVwG: serotonerge Antidepressiva) vor dem
Schlaf, ausgestellt von einer österreichischen Klinik für Psychiatrie vom 04.02.2020.
Der BF gab an, er nehme Termine aufgrund seiner psychischen Beschwerden war.
In den Länderberichten wird festgehalten, dass landesweit alle
Provinzkrankenhäuser kostenfreie psychologische Beratungen anbieten, die in
manchen Fällen sogar online zur Verfügung stehen. Mental erkrankte Menschen
können beim Roten Halbmond, in entsprechenden Krankenhäusern und unter
anderem bei folgenden Organisationen behandelt werden: bei International
Psychosocial Organisation (IPSO) Kabul, Medica Afghanistan und PARSA
Afghanistan. Festgestellt wird, dass im gesamten Verfahren in Summe auch keine
Fakten hervorgekommen, die einer Abschiebung nach Afghanistan aus
medizinischer Sicht aufgrund der psychischen Beschwerden des Beschwerdeführers
entgegenstehen.

Festgestellt wird, dass der BF an keinen schweren physischen oder psychischen,
akut lebensbedrohlichen und zudem im Herkunftsstaat nicht behandelbaren
Erkrankungen leidet, die einer Rückführung in den Herkunftsstaat entgegenstehen.

Es wird festgestellt, dass sich das Vorbringen des BF im gegenständlichen zweiten
Asylverfahren in Österreich grundsätzlich mit dem Vorbringen deckt, welcher der BF
im rechtskräftig abgeschlossenen ersten Asylverfahren vorbrachte bzw. auf das
Vorbringen im ersten inhaltlichen Asylverfahren in Österreich aufbaut. Einen
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entscheidungswesentlich neuen Sachverhalt, welchen der Beschwerdeführer im
Erstverfahren noch nicht angegeben hätte bzw. welcher erst nach Rechtskraft des
ersten Verfahrens entstanden wäre, hat er nicht vorgebracht und konnte auch
amtswegig nicht festgestellt werden.

Eine relevante Verschlechterung des Gesundheitszustandes des Beschwerdeführers
seit rechtskräftigem Abschluss seines ersten Asylverfahrens konnte zum
Entscheidungszeitpunkt nicht festgestellt werden.

Zu den gesundheitlichen Beschwerden des BF ist auszuführen, dass es sich bei den
geschilderten psychischen Beschwerden und der Einnahme von Antidepressiva zum
Schlafen weder um schwere noch um akut lebensbedrohliche oder im Herkunftsstaat
nicht behandelbare Erkrankungen handelt.

Die Feststellung zur strafgerichtlichen Unbescholtenheit des BF ergibt sich aus der
Einsichtnahme in das Strafregister.

Die Feststellungen zur familiären Situation des BF und seinem Leistungsbezug aus
der Grundversorgung in Österreich, seiner Meldeadressen in Österreich, ergeben
sich aus einer Abfrage des Zentralen Melderegisters und im GVS sowie aus seinen
Angaben im Verfahren.

2.3.	 Zu den Feststellungen über die Gründe für die erneute Asylantragstellung:

Dass eine maßgebliche Änderung der vom BF bereits in seinem Vorverfahren
vorgebrachten Fluchtgründe nicht festgestellt werden kann, ergibt sich aus den
Angaben des BF in seinen Verfahren in Österreich.

Es kann kein asylrelevanter Fluchtgrund des Beschwerdeführers festgestellt werden.
Eine individuelle Bedrohung konnte nicht festgestellt werden. Es konnte nicht
festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer einer Bedrohung durch den
Kommandanten  XXXX ausgesetzt war bzw. im Falle einer Rückkehr ausgesetzt
wäre, weil dieser mit seinem Vater aufgrund von Grundstücke stritt und sein Vater
sowie sein Bruder deshalb umgebracht worden seien laut Ausführungen des BF.

Ein konkreter asylrelevanter Anlass für das Verlassen des Herkunftsstaates konnte
nicht festgestellt werden. Es konnte auch nicht festgestellt werden, dass der
Beschwerdeführer im Fall der Rückkehr in seinen Herkunftsstaat mit maßgeblicher
Wahrscheinlichkeit einer asylrelevanten Verfolgungsgefahr ausgesetzt ist.

Damit macht der BF jedoch ein Vorbringen geltend, dass bereits die Begründung
seiner Bedrohung anlässlich des vorangegangenen Verfahrens über seinen ersten
Antrag auf internationalen Schutz war. Dieser Antrag wurde hinsichtlich der
Zuerkennung von Asyl und subsidiären Schutz mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018 rechtskräftig abgewiesen und brachte
der Beschwerdeführer kein entscheidugnswesentliches Vorbringen vor, dem ein
glaubhafter Kern zukommt, er legte auch keine brauchbaren Beweismittel vor.

Der BF verblieb nach abweisender Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts
vom 09.04.2018 samt Rückkehrentscheidung, welche vom VwGH bestätigt wurde,
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und nach Stellung eines unbegründeten Antrags auf Wiederaufnahme des mit
Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 09.04.2018, Zl. W198 2167613-
1/22E, rechtskräftig abgeschlossenen Asylverfahrens, welcher mit Beschluss des
BVwG vom 16.05.2019 abgewiesen wurde, dennoch weiterhin in Österreich.

Der BF stellte vielmehr am 05.10.2019 den gegenständlichen zweiten Antrag auf
internationalen Schutz in Österreich während der Vernehmung im Zuge seiner
bevorstehenden Abschiebung, als er von den Polizisten aufgrund des
Festnahmeauftrages des BFA festgenommen worden war. Diesbezüglich ist darauf
hinzuweisen, dass am 31.10.2019 das gegenständlich zweite Asylverfahren des BF
gemäß § 24 Abs. 2 AsylG eingestellt wurde, da der Aufenthalt des BF unbekannt
war. Weiters wurde ein Festnahmeauftrag gem.

§ 34 Abs. 4 BFA-VG am 31.10.2019 erlassen. Der BF verfügte in Österreich ab
11.10.2019 bis zum 19.01.2020 über keine aufrechte Meldeadresse.

Der BF hatte bei der Stellung seines zweiten Asylantrags keine neuen Asylgründe
vorgebracht, sondern lediglich auf den schon im ersten Verfahren als unglaubwürdig
und nicht asylrelevant befundenem Vorbringen beharrt. Der BF hat nunmehr
insbesondere vorgebracht, dass sein Vater und Bruder in Afghanistan wegen den
bereits geschilderten Problemen umgebracht worden wären und der BF dafür
nunmehr auch Beweise hätte. Eingehend dazu befragt hat der BF angegeben, dass
sein Vater und Bruder auf der Flucht an der iranischen Grenze erwischt worden
wären und dann wären sie wieder nach Afghanistan geschickt worden. Sie wären
dann wieder zum Onkel nach Kabul gegangen. Der BF behauptete, der Vater des BF
habe angeblich Grundstücke in  XXXX gehabt und sie wären dorthin gefahren. Ein
paar Tage später hätte man dann die Leichen vom Vater und Bruder gefunden. Es
erscheint jedoch nicht logisch nachvollziehbar und daher nicht glaubhaft, dass der
Vater zunächst mit der gesamten Familie geflüchtet wäre um dann wieder nach
Kabul zu reisen und dann auch noch nach den Grundstücken zu sehen, welche ja
gerade der Grund für die Flucht gewesen sein sollen. Eine derartige Vorgangsweise
erscheint nicht glaubhaft. Da bereits das gesamte Fluchtvorbringen im ersten
Verfahren sowohl vom Bundesamt als auch vom Bundesverwaltungsgericht als
unglaubwürdig qualifiziert worden ist, kann auch dem darauf aufbauenden
nunmehrigen Vorbringen im gegenständlichen Verfahren ebenfalls kein glaubhafter
Kern zuerkannt werden. Daran können auch die vom BF vorgelegten Beweismittel
nichts ändern, da diese als nicht brauchbar eingestuft werden. Zum einen handelt es
sich bei der vorgelegten Bestätigung nicht um ein Original, zum anderen hatte der BF
nicht einmal seine eigene Identität glaubhaft machen können, weshalb schon
aufgrund dessen kein Zusammenhang zwischen dem BF und dem vorgelegten
Schreiben hergestellt werden kann und das Beweismittel daher nicht brauchbar ist.
In Bezug auf das vom BF vorgelegte Dokument - einer Bestätigung der Polizei von
der  XXXX - ist auszuführen, dass auch dieses Dokument keinen hinreichend
sicheren Beleg für das Vorbringen des BF bilden kann, da derartige von
afghanischen Asylwerbern häufig vorgelegten Dokumente als zweifelhaft und
bedenklich einzustufen.

Ein neues entscheidungsrelevantes Vorbringen wurde vom BF nicht erstattet. Der BF
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hat im gegenständlichen Verfahren zu seiner Bedrohung im Herkunftsstaat somit
keinen wesentlich geänderten Sachverhalt darlegen können, der einen glaubhaften
Kern aufweist. Vielmehr wird zur Begründung des gegenständlichen zweiten
Folgeantrages dieselbe Bedrohung wie im rechtskräftig abgeschlossenen
Vorverfahren behauptet bzw. auf diese Ausführungen aufgebaut. Damit macht der
BF aber kein neues Vorbringen geltend, welches einen glaubhaften Kern aufweist,
das einer neuerlichen inhaltlichen Überprüfung unterzogen werden müsste.

2.4.	Zu den Feststellungen zu den Länderberichten:

Die Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat, welche dem BF im
Verwaltungsverfahren zur Erledigung seines Folgeantrages vorgehalten und denen
trotz Gelegenheit zur Stellungnahme nicht substantiiert entgegengetreten wurde,
stützen sich auf die zitierten Quellen (Länderinformationsblatt der
Staatendokumentation zu Afghanistan mit Kurzinformation vom November 2019). Da
diese Länderberichte auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhängiger
Quellen von regierungsoffiziellen und nicht-regierungsoffiziellen Stellen beruhen und
dennoch ein in den Kernaussagen übereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche
Widersprüche darbieten, besteht im vorliegenden Fall für das
Bundesverwaltungsgericht kein Anlass, an der Richtigkeit der getroffenen
Länderfeststellungen zu zweifeln. Insoweit den Feststellungen zur Lage im
Herkunftsstaat Berichte älteren Datums zugrunde liegen, ist auszuführen, dass sich
seither die darin angeführten Umstände unter Berücksichtigung der dem
Bundesverwaltungsgericht von Amts wegen vorliegenden Berichte aktuelleren
Datums für die Beurteilung der gegenwärtigen Situation nicht
entscheidungswesentlich geändert, jedenfalls nicht verschlechtert haben.

Der BF hatte somit im gegenständlichen Verfahren nicht glaubhaft dazulegen
vermocht, dass er im Falle der Rückkehr keine Lebensgrundlage mehr hätte, weil
ihm zugemutet werden kann, dass er im Falle der Rückkehr in sein Heimatland selbst
für seinen Lebensunterhalt aufkommen könnte. Er spricht die Sprache Dari auf
muttersprachlichem Niveau in Wort und Schrift. Zusätzlich verfügt er über Kenntnisse
in der Sprache Deutsch im Niveau B1. Dieser Umstand wird überdies dem BF -
ebenso wie die in Österreich absolvierten Kurse und seine Tätigkeit als Altenpfleger -
zweifellos bei der Arbeitssuche in Afghanistan auch von Vorteil sein. Die psychischen
Beschwerden des BF im gegenständlichen Fall stellen keinen Anhaltspunkt dafür
dar, an der Arbeitsfähigkeit des grundsätzlich gesunden BF zu zweifeln, dieser ist
zudem ledig und hat keine Sorgepflichten.

Die den BF betreffende asyl- und abschiebungsrelevante Lage im Herkunftsstaat hat
sich seit Abschluss seines rechtskräftigen Asylverfahrens somit nicht wesentlich
geändert, respektive verschlechtert.

Auch hinsichtlich einer möglichen Integrationsverfestigung des BF ist vor dem
Hintergrund der relativ kurzen Aufenthaltsdauer und der Nichtbeachtung einer
rechtskräftigen Rückkehrentscheidung sowie der Einstellung des gegenständlichen
zweiten Asylverfahrens, weil der Beschwerdeführer rund drei Monate nicht in
Österreich gemeldet war, ist nicht von einer Änderung der Sachlage auszugehen.
Wie das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zu Recht darauf hinweist, bleibt die
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rechtskräftige Rückkehrentscheidung weiterhin bestehen.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1.	Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides

3.1.1. 	Gemäß § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen
der §§ 69 und 71 AVG die Abänderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr
unterliegenden Bescheides begehren, wegen entschiedener Sache zurückzuweisen,
wenn die Behörde nicht Anlass zu einer Verfügung gemäß § 68 Abs. 2 bis 4 AVG
findet. Diesem ausdrücklichen Begehren auf Abänderung steht ein Ansuchen gleich,
das bezweckt, eine Sache erneut inhaltlich zu behandeln, die bereits rechtskräftig
entschieden ist (VwGH 30.09.1994, 94/08/0183; 30.05.1995, 93/08/0207;
09.09.1999, 97/21/0913; 07.06.2000, 99/01/0321).

"Entschiedene Sache" iSd § 68 Abs. 1 AVG liegt vor, wenn sich gegenüber dem
Vorbescheid weder die Rechtslage noch der wesentliche Sachverhalt geändert hat
und sich das neue Parteibegehren im Wesentlichen mit dem früheren deckt (VwGH
09.09.1999, 97/21/0913; 27.09.2000, 98/12/0057; 25.04.2002, 2000/07/0235). Einem
zweiten Asylantrag, der sich auf einen vor Beendigung des Verfahrens über den
ersten Asylantrag verwirklichten Sachverhalt stützt, steht die Rechtskraft des
Vorbescheides entgegen (VwGH 10.06.1998, 96/20/0266). Es kann aber nur eine
solche behauptete Änderung des Sachverhaltes die Behörde zu einer neuen
Sachentscheidung - nach etwa notwendigen amtswegigen Ermittlungen -
berechtigen und verpflichten, der für sich allein oder in Verbindung mit anderen
Tatsachen rechtlich Asylrelevanz zukäme; eine andere rechtliche Beurteilung des
Antrages darf nicht von vornherein ausgeschlossen sein (vgl. etwa VwGH
04.11.2004, 2002/20/0391, mwN).

Infolge des in § 17 VwGVG normierten Ausschlusses der Anwendbarkeit des 4.
Hauptstücks des AVG im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, welcher auch die in §
68 Abs. 1 AVG normierte Zurückweisung wegen entschiedener Sache umfasst,
kommt eine unmittelbare Zurückweisung einer Angelegenheit aufgrund der
genannten Bestimmung durch das Bundesverwaltungsgericht grundsätzlich nicht in
Betracht. Davon unberührt bleibt, dass das Verwaltungsgericht im Verfahren über
Bescheidbeschwerden zur Überprüfung der rechtmäßigen Anwendung von § 68 AVG
in Bescheiden durch die Verwaltungsbehörde berufen ist (vgl.
Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 7 BFA-VG,
K10.; vgl. auch VfSlg. 19.882/2014).

In Beschwerdeverfahren über zurückweisende Bescheide des Bundesamtes für
Fremdenwesen und Asyl wegen entschiedener Sache gemäß § 68 AVG ist "Sache"
des Beschwerdeverfahrens vor dem Bundesverwaltungsgericht die Frage, ob die
Zurückweisung des verfahrenseinleitenden Antrags auf internationalen Schutz durch
die erstinstanzliche Behörde gemäß § 68 Abs. 1 AVG zu Recht erfolgt ist, ob die
Behörde also auf Grundlage des von ihr zu berücksichtigenden Sachverhalts zu
Recht davon ausgegangen ist, dass im Vergleich zum rechtskräftig entschiedenen
vorangegangenen Verfahren auf internationalen Schutz keine wesentliche Änderung
der maßgeblichen Umstände eingetreten ist.
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Gelangt das Verwaltungsgericht zu dem Ergebnis, dass die Behörde nicht von
entschiedener Sache hätte ausgehen dürfen, sondern aufgrund des Vorliegens
neuer Sachverhaltselemente eine inhaltliche Prüfung des Antrages auf
internationalen Schutz hätte durchführen müssen, hat es den zurückweisenden
Bescheid auf Grundlage des für zurückweisende Entscheidungen im
Zulassungsverfahren anzuwendenden § 21 Abs. 3 BFA-VG zu beheben, wodurch
das Verfahren vor der Behörde zugelassen ist und eine neuerliche Zurückweisung
des Antrages gemäß § 68 AVG unzulässig wird. Hingegen ist dem
Bundesverwaltungsgericht ein inhaltlicher Abspruch über den zugrundeliegenden
Antrag auf internationalen Schutz in einem Beschwerdeverfahren über einen
zurückweisenden Bescheid nach § 68 AVG verwehrt, weil diesfalls die Sache des
Beschwerdeverfahrens überschritten würde (vgl.
Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 7 BFA-VG,
K11., K17.).

Bei einer Überprüfung einer gemäß § 68 Abs. 1 AVG bescheidmäßig
abgesprochenen Zurückweisung eines Asylantrages hat es lediglich darauf
anzukommen, ob sich die Zurückweisung auf ein rechtskräftig abgeschlossenes
Verfahren bei gleichbleibender Sach- und Rechtslage stützen dürfte. Dabei hat die
Prüfung der Zulässigkeit einer Durchbrechung der Rechtskraft auf Grund geänderten
Sachverhalts nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
ausschließlich anhand jener Gründe zu erfolgen, die von der Partei in erster Instanz
zur Begründung ihres Begehrens auf neuerliche Entscheidung geltend gemacht
worden sind. Derartige Gründe können im Rechtsmittelverfahren nicht neu geltend
gemacht werden (s. zB VwSlg. 5642A; VwGH 23.05.1995, 94/04/0081; zur Frage der
Änderung der Rechtslage während des anhängigen Berufungsverfahrens s. VwSlg.
12799 A). Allgemein bekannte Tatsachen sind dagegen jedenfalls auch von Amts
wegen zu berücksichtigen (VwGH 29.06.2000, 99/01/0400; 07.06.2000, 99/01/0321).

Dem geänderten Sachverhalt muss nach der ständigen Judikatur des VwGH
Entscheidungsrelevanz zukommen (vgl. VwGH 15.12.1992, 91/08/0166; ebenso
VwGH 16.12.1992, 92/12/0127; 23.11.1993, 91/04/0205; 26.04.1994, 93/08/0212;
30.01.1995, 94/10/0162). Die Verpflichtung der Behörde zu einer neuen
Sachentscheidung wird nur durch eine solche Änderung des Sachverhalts bewirkt,
die für sich allein oder in Verbindung mit anderen Tatsachen den Schluss zulässt,
dass nunmehr bei Bedachtnahme auf die damals als maßgebend erachteten
Erwägungen eine andere Beurteilung jener Umstände, die seinerzeit den Grund für
die Abweisung des Parteienbegehrens gebildet haben, nicht von vornherein als
ausgeschlossen gelten kann (VwSlg. 7762 A; VwGH 29.11.1983, 83/07/0274;
21.02.1991, 90/09/0162; 10.06.1991, 89/10/0078; 04.08.1992, 88/12/0169;
18.03.1994, 94/12/0034; siehe auch VwSlg. 12.511 A, VwGH 05.05.1960,
1202/58;03.12.1990, 90/19/0072). Dabei muss die neue Sachentscheidung -
obgleich auch diese Möglichkeit besteht - nicht zu einem anderen von der
seinerzeitigen Entscheidung abweichenden Ergebnis führen. Die behauptete
Sachverhaltsänderung hat zumindest einen "glaubhaften Kern" aufzuweisen, dem
Asylrelevanz zukommt (VwGH 21.3.2006, 2006/01/0028, sowie VwGH 18.6.2014, Ra
2014/01/0029, mwN). Neues Sachverhaltsvorbringen in der Beschwerde gegen den
erstinstanzlichen Bescheid nach § 68 AVG ist von der "Sache" des



36

Beschwerdeverfahrens vor dem Bundesverwaltungsgericht nicht umfasst und daher
unbeachtlich (VwGH vom 24.6.2014, Ra 2014/19/0018, mwN).

Als Vergleichsbescheid (Vergleichserkenntnis) ist der Bescheid (das Erkenntnis)
heranzuziehen, mit dem zuletzt in der Sache entschieden wurde (vgl. in Bezug auf
mehrere Folgeanträge VwGH 26.07.2005, 2005/20/0226, mwN). Dem neuen
Tatsachenvorbringen muss eine Sachverhaltsänderung zu entnehmen sein, die -
falls feststellbar - zu einem anderen Ergebnis als im ersten Verfahren führen kann,
wobei die behauptete Sachverhaltsänderung zumindest einen glaubhaften Kern
aufweisen muss, dem Asylrelevanz zukommt und an den die oben erwähnte positive
Entscheidungsprognose anknüpfen kann (vgl. das schon zitierte Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes vom 04.11.2004 mwN). Die Behörde hat sich insoweit
bereits bei der Prüfung der Zulässigkeit des (neuerlichen) Asylantrages mit der
Glaubwürdigkeit des Vorbringens des BF (und gegebenenfalls mit der Beweiskraft
von Urkunden) auseinander zu setzen. Ergeben die Ermittlungen der Behörde, dass
eine Sachverhaltsänderung, die eine andere Beurteilung nicht von vornherein
ausgeschlossen erscheinen ließe, entgegen den Behauptungen der Partei in
Wahrheit nicht eingetreten ist, so ist der Asylantrag gemäß § 68 Abs. 1 AVG
zurückzuweisen. (VwGH 21.10.1999, 98/20/0467; vgl. auch VwGH 17.09.2008,
2008/23/0684; 19.02.2009, 2008/01/0344).

Wird die seinerzeitige Verfolgungsbehauptung aufrechterhalten und bezieht sich der
Asylwerber auf sie, so liegt nicht ein wesentlich geänderter Sachverhalt vor, sondern
es wird der Sachverhalt bekräftigt (bzw. sein "Fortbestehen und Weiterwirken"
behauptet; vgl. VwGH 20.03.2003, 99/20/0480), über den bereits rechtskräftig
abgesprochen worden ist. Mit einem solchen Asylantrag wird daher im Ergebnis die
erneute sachliche Behandlung einer bereits rechtskräftig entschiedenen Sache
bezweckt (vgl. VwGH 07.06.2000, 99/01/0321).

Ein auf das AsylG 2005 gestützter Antrag auf internationalen Schutz ist nicht bloß auf
die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft, sondern hilfsweise - für den Fall der
Nichtzuerkennung dieses Status - auch auf die Gewährung von subsidiärem Schutz
gerichtet. Dies wirkt sich ebenso bei der Prüfung eines Folgeantrages nach dem
AsylG 2005 aus: Asylbehörden sind verpflichtet, Sachverhaltsänderungen nicht nur
in Bezug auf den Asylstatus, sondern auch auf den subsidiären Schutzstatus zu
prüfen (vgl. VfGH 29.06.2011, U 1533/10; VwGH 19.02.2009, 2008/01/0344 mwN).

Sache des vorliegenden Beschwerdeverfahrens im Sinne des § 28 Abs. 2 VwGVG
ist somit nur die Frage, ob das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zu Recht den
neuerlichen Antrag auf internationalen Schutz gemäß § 68 Abs. 1 AVG
zurückgewiesen hat.

3.1.2. 	Der BF begründete seinen ersten Antrag auf internationalen Schutz damit,
dass sein Vater Grundstücke gekauft und wieder verkauft habe. Ein Kommandant
namens  XXXX habe mit Gewalt Grundstücke vom Vater des Beschwerdeführers
weggenommen. Er habe den Vater auch verprügelt. Der Vater sei dann zur
Regierung gegangen und habe Anzeige gegen  XXXX erstattet. Der Kommandant
habe dann den Vater des Beschwerdeführers mit dem Tode bedroht. Eines nachts
habe er zum Beschwerdeführer gesagt, dass sie ausreisen müssten. Näher zu dem
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Kommandanten  XXXX befragt, führte der Beschwerdeführer aus, dass dieser ein
mächtiger Mann gewesen sei. Der Beschwerdeführer sei mit seinem Vater und der
ganzen Familie aufgrund der Bedrohungen durch den Kommandanten geflüchtet.

Dieser Antrag wurde durch das Bundesverwaltungsgericht mit der wesentlichen
Begründung rechtskräftig abgewiesen, dass der Beschwerdeführer keine
asylrelevante Verfolgung habe glaubhaft machen können.

Mit Eingabe des Rechtsvertreters des Beschwerdeführers vom 14.12.2018 wurde ein
auf

§ 32 Abs. 1 Z 2 VwGVG gestützter Antrag auf Wiederaufnahme des mit Erkenntnis
des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018 abgeschlossenen Verfahrens
gestellt. Mit Beschluss des BVwG vom 16.05.2019, W198 2167613-2/7E, wurde der
Antrag auf Wiederaufnahme des mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes
vom 09.04.2018,

Zl. W198 2167613-1/22E, rechtskräftig abgeschlossenen Asylverfahrens gemäß

§ 32 Abs. 1 Z 2 VwGVG abgewiesen. Es war im Wiederaufnahmeantrag ausgeführt
worden, dass der Beschwerdeführer seit seiner Ankunft in Österreich laufend seine
Familie über soziale Medien gesucht habe. Bis zum  XXXX  habe er keinerlei
Informationen über das Schicksal seiner Familie erhalten. Am  XXXX  habe er über
Facebook ein Foto seines Cousins gefunden. Er habe ihn angeschrieben und noch
am selben Tag mit seinem Onkel telefoniert, welcher ihm wiederum die Nummer der
im Iran lebenden Mutter des Beschwerdeführers gegeben habe. Seine Mutter habe
ihm mitgeteilt, dass im Dezember 2016 der Vater und der Bruder des
Beschwerdeführers versucht hätten, das Grundstück aufzusuchen, das vom
Kommandanten  XXXX besetzt worden sei. Sie seien von diesem Treffen nicht
zurückgekehrt und seien am  XXXX 2016 deren Leichen gefunden worden. Es seien
sohin am  XXXX 2018 Tatsachen und Beweismittel hervorgekommen, die im
Verfahren ohne Verschulden des Beschwerdeführers nicht geltend gemacht werden
konnte. Dem Beschwerdeführer sei eine Rückkehr nach Afghanistan aufgrund der
Verfolgungsgefahr durch den Kommandanten  XXXX nicht möglich.

Der BF gab im gegenständlichen Verfahren (Folgeantrag) als Fluchtgrund sowie
Rückkehrbefürchtung erneut an, dass ihm im Falle einer Rückkehr Bedrohungen
durch den namentlich bezeichneten Kommandanten in Afghanistan drohen würden
aufgrund der Grundstücke, welche seiner Familie gehören würden. Damit macht der
BF jedoch ein Vorbringen geltend, dass bereits die Begründung seiner Bedrohung
anlässlich des vorangegangenen Verfahrens über seinen ersten Antrag auf
internationalen Schutz war. Dieser Antrag wurde hinsichtlich der Zuerkennung von
Asyl und subsidiären Schutz mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom
09.04.2018 rechtskräftig abgewiesen.

Der BF verblieb nach abweisender Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts
vom 09.04.2018 samt Rückkehrentscheidung, welche vom VwGH bestätigt wurde,
und nach Stellung eines unbegründeten Antrags auf Wiederaufnahme des mit
Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 09.04.2018, Zl. W198 2167613-
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1/22E, rechtskräftig abgeschlossenen Asylverfahrens, welcher mit Beschluss des
BVwG vom 16.05.2019 abgewiesen wurde, dennoch weiterhin in Österreich. Der BF
stellte vielmehr am 05.10.2019 den gegenständlichen zweiten Antrag auf
internationalen Schutz in Österreich während der Vernehmung im Zuge seiner
bevorstehenden Abschiebung, als er von den Polizisten aufgrund des
Festnahmeauftrages des BFA festgenommen worden war. Diesbezüglich ist darauf
hinzuweisen, dass am 31.10.2019 das gegenständlich zweite Asylverfahren des BF
gemäß § 24 Abs. 2 AsylG eingestellt wurde, da der Aufenthalt des BF unbekannt
war. Weiters wurde ein Festnahmeauftrag gem. § 34 Abs. 4 BFA-VG am 31.10.2019
erlassen. Der BF verfügte nach Stellung des gegenständlichen zweiten Asylantrages
in Österreich ab 11.10.2019 bis zum 19.01.2020 über keine aufrechte Meldeadresse.

Eine asylrelevante Verfolgung des BF lässt sich auch im gegenständlichen Verfahren
aufgrund der aktuellen Länderberichte nicht erkennen. Eine individuelle Gefährdung
aus politischen oder religiösen Gründen, solchen der Nationalität oder der Rasse sei
ebenso wenig ersichtlich beziehungsweise ist nicht glaubhaft dargelegt worden. Der
Beschwerdeführer behauptete weiterhin, wie im rechtskräftigen abgeschlossenen
ersten Asylverfahren und im als unbegründet abgewiesenen Antrag auf
Wiederaufnahme, dass er und seine Familie nach wie vor wegen
Grundstückstreitigkeiten in Afghanistan von dem namentlich bezeichneten
Kommandanten verfolgt werden würden.

Es kann insgesamt nicht festgestellt werden, dass der BF im Falle einer Rückkehr
nach Afghanistan aus Gründen der Rasse, der Religion, der Nationalität, der
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen
Ansichten von staatlicher Seite oder von Seiten Dritter bedroht wäre. Im Falle einer
Verbringung des BF in seinen Herkunftsstaat droht diesem kein reales Risiko einer
Verletzung der Art. 2 oder 3 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention.

Ein neues entscheidungsrelevantes Vorbringen wurde vom BF im gegenständlichen
Verfahren nicht erstattet, wie bereits beweiswürdigend ausgeführt wurde. Der BF hat
im gegenständlichen Verfahren zu seiner Bedrohung im Herkunftsstaat somit keinen
wesentlich geänderten Sachverhalt vorgebracht, der einen glaubhaften Kern
aufweist. Vielmehr wird zur Begründung des gegenständlichen Folgeantrages
dieselbe Bedrohung wie im rechtskräftig abgeschlossenen Vorverfahren und im
rechtskräftig abgewiesenen Antrag auf Wiederaufnahme behauptet bzw. auf diese
aufgebaut. Einen wesentlich neuen Sachverhalt, welchen er im Erstverfahren noch
nicht angegeben hätte bzw. welcher erst nach Rechtskraft des ersten Verfahrens
entstanden wäre, das einen glaubhaften Kern aufweist, hat er nicht darlegen können.
Damit macht der BF aber kein neues Vorbringen geltend, das einer neuerlichen
inhaltlichen Überprüfung unterzogen werden müsste.

Damit behauptet der BF bloß ein "Fortbestehen und Weiterwirken" (vgl. VwGH
20.03.2003, 99/20/0480) des schon im ersten Asylverfahren erstatteten Vorbringens
und beabsichtigte im Ergebnis die erneute sachliche Behandlung seines mit
Erkenntnis vom 06.04.2018 bereits rechtskräftig entschiedenen Antrags auf
internationalen Schutz (vgl. VwGH 07.06.2000, 99/01/0321). Die erkennende
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Einzelrichterin sieht keinerlei Grund, von der Einschätzung im rechtskräftigen
Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018 abzuweichen, dass
nämlich der BF in Afghanistan keiner asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt ist.

Es wird festgestellt, dass sich das Vorbringen des BF im gegenständlichen zweiten
inhaltlichen Asylverfahren in Österreich grundsätzlich mit dem Vorbringen deckt,
welcher der BF im rechtskräftig abgeschlossenen ersten Asylverfahren vorbrachte.
Einen wesentlich neuen Sachverhalt, welchen er im Erstverfahren noch nicht
angegeben hätte bzw. welcher erst nach Rechtskraft des ersten Verfahrens
entstanden wäre, hat er nicht vorgebracht und konnte auch amtswegig nicht
festgestellt werden.

Lediglich der Vollständigkeit halber wird erneut darauf verwiesen, dass zudem -
abgesehen davon, dass festzustellen ist, dass kein "neues" Vorbringen des BF im
gegenständlichen Verfahren erstattet wurde, welches einen glaubhaften Kern
aufweist, bereits ergänzend im Erstverfahren hinsichtlich der Sicherheit in
Afghanistan durch das erkennende Gericht festgestellt worden war, dass die Lage in
Kabul als hinreichend sicher gelte. Nunmehr wird im gegenständlichen Verfahren
diesbezüglich ergänzend festgehalten, dass dem BF als innerstaatliche Alternative
jedenfalls insbesondere (auch) die Stadt Mazar-e Sharif zumutbar ist. Dem BF wäre
auch ohne Familienangehörige der Aufbau einer Existenz in Afghanistan möglich.
Dies gilt insbesondere auch für die Stadt Mazar-e Sharif, welche der BF über den
Flughafen in Kabul erreichen könnte.

Das Gesamtvorbringen des BF lässt sich somit auf jenes Maß reduzieren, über
welches bereits mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018
rechtskräftig entschieden wurde.

3.1.3. 	Ein Antrag auf internationalen Schutz richtet sich aber auch auf die
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten und daher sind auch
Sachverhaltsänderungen, die ausschließlich subsidiäre Schutzgründe betreffen, von
den Asylbehörden im Rahmen von Folgeanträgen einer Prüfung zu unterziehen (vgl.
VwGH 19.02.2009, 2008/01/0344).

Auch im Hinblick auf Art. 3 EMRK ist nicht erkennbar, dass die Rückführung des BF
nach Afghanistan zu einem unzulässigen Eingriff führen würde und er bei seiner
Rückkehr in eine Situation geraten würden, die eine Verletzung von Art. 2 und 3
EMRK mit sich brächte oder ihm jedwede Lebensgrundlage fehlen würde.

Die Feststellungen zu seinem Herkunftsland beruhen auf einer Zusammenstellung
der Staatendokumentation des BFA. Es ist davon auszugehen, dass alle zitierten
Unterlagen von angesehenen staatlichen und nichtstaatlichen Einrichtungen
stammen, ausgewogen zusammengestellt wurden und somit keine Bedenken
bestehen, sich darauf zu stützen, weiters wurde den dem Bescheid
zugrundeliegenden Länderfeststellungen nicht in substantiierter Weise
widersprochen. Zu den nunmehr aktualisierten Länderfeststellungen (Kurzinformation
vom November 2019) ist festzustellen, dass sich seit Rechtskraft des Vorverfahrens
keine für den BF relevanten Änderungen der Situation im Herkunftsland,
insbesondere in der Stadt Mazar-e Sharif, welche lediglich ergänzend als mögliche
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zumutbare innerstaatliche Alternative festgestellt wird, ergeben hat.

Es ergibt sich aus den Länderfeststellungen zu Afghanistan auch, dass kein Grund
besteht, davon auszugehen, dass jeder zurückgekehrte Staatsbürger einer reellen
Gefahr einer Gefährdung gemäß Art. 3 EMRK ausgesetzt wäre, sodass nicht von
einem Rückführungshindernis im Lichte der Art. 2 und 3 EMRK auszugehen ist. Dem
BFA ist aufgrund der Länderberichte auch darin beizupflichten, dass sich die Lage im
Herkunftsstaat seit der Entscheidung im ersten Asylverfahren nicht wesentlich
geändert hat.

3.1.3.1. Dass dem BF im Falle einer Rückkehr nach Afghanistan die notdürftigste
Lebensgrundlage entzogen und die Schwelle des Art. 3 EMRK überschritten wäre

(vgl. diesbezüglich das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 16.07.2003,
2003/01/0059, zur dargestellten "Schwelle" des Art. 3 EMRK), kann im
Beschwerdefall nicht angenommen werden, zumal nicht ersichtlich ist (und hat dies
der BF auch nicht in substantiierter Weise dargetan), weshalb ihm die Bestreitung
des Lebensunterhaltes in Afghanistan nicht auch künftig möglich sein sollte. Der BF
hatte im gegenständlichen Verfahren nicht glaubhaft dazulegen vermocht, dass er im
Falle der Rückkehr keine Lebensgrundlage mehr hätte, weil ihm zugemutet werden
kann, dass er im Falle der Rückkehr in sein Heimatland selbst für seinen
Lebensunterhalt aufkommen könnte. Er spricht die Sprache Dari auf
muttersprachlichem Niveau in Wort und Schrift. Zusätzlich verfügt er über Kenntnisse
in der Sprache Deutsch im Niveau B1. Dieser Umstand wird überdies dem BF -
ebenso wie die in Österreich absolvierten Kurse und seine Tätigkeit als Altenpfleger -
zweifellos bei der Arbeitssuche in Afghanistan auch von Vorteil sein. Die psychischen
Beschwerden des BF im gegenständlichen Fall stellen keinen Anhaltspunkt dafür
dar, an der Arbeitsfähigkeit des grundsätzlich gesunden BF zu zweifeln, dieser ist
zudem ledig und hat keine Sorgepflichten.

Vor dem Hintergrund der im Bescheid getroffenen Länderfeststellungen kann in
Zusammenschau mit dem genannten Vorbringen daher nicht davon ausgegangen
werden, dass er - auch unter Beachtung seines Gesundheitszustandes - in
Afghanistan in seiner Existenz bedroht wäre.

3.1.3.2. Unter Berücksichtigung der vorgebrachten und im gegenständlichen
Verfahren festgestellten psychischen Beschwerden (im in den Feststellungen und
der Beweiswürdigung ausgeführt) leidet der BF an keiner akut lebensbedrohlichen
Erkrankung, sodass auch seine gesundheitliche Verfassung einer Abschiebung nicht
entgegensteht (zur Judikatur hinsichtlich der Abschiebung kranker Fremder vgl.
VfSlg. 18.407/2008). Dass ihm im Zusammenhang mit seinen gesundheitlichen
Beschwerden dringend benötigte ärztliche Versorgung oder Medikamente im
Herkunftsstaat nicht zugänglich wären, brachte er zu keinem Zeitpunkt seines
Verfahrens in substantiierter Weise vor und ist anhand des zitierten
Länderdokumentationsmaterials auch nicht ersichtlich.

Wie bereits in den Feststellungen und in der Beweiswürdigung in gegenständlicher
Entscheidung ausführlich festgestellt ist festzuhalten, dass der BF im
gegenständlichen Asylverfahren zu seinem Gesundheitszustand insbesondere
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angab, er leide an Schlaflosigkeit und habe viel Stress. Aufgrund der Schlaflosigkeit
und den psychischen Beschwerden, unter welchen er bereits seit 2018 leide laut
eigenen Angaben, nehme er Medikamente gegen Schlaflosigkeit. Betreffend seinen
Gesundheitszustand übermittelte der Beschwerdeführer lediglich eine
Arbeitsunfähigkeitsmeldung ab 31.01.2020 bis 05.02.2020, ausgestellt am
31.01.2020, vor, auf Nachfrage wurde diese jedoch wegen eines Magen-Darmvirus
und Schnupfens ausgestellt. Weiters übermittelte er eine Verordnung einer halben
Tablette Mirtazapin 30 mg (Anmerkung BVwG: serotonerge Antidepressiva) vor dem
Schlaf, ausgestellt von einer österreichischen Klinik für Psychiatrie vom 04.02.2020.
Der BF gab an, er nehme Termine aufgrund seiner psychischen Beschwerden war.
In den Länderberichten wird festgehalten, dass landesweit alle
Provinzkrankenhäuser kostenfreie psychologische Beratungen anbieten, die in
manchen Fällen sogar online zur Verfügung stehen. Mental erkrankte Menschen
können beim Roten Halbmond, in entsprechenden Krankenhäusern und unter
anderem bei folgenden Organisationen behandelt werden: bei International
Psychosocial Organisation (IPSO) Kabul, Medica Afghanistan und PARSA
Afghanistan. Festgestellt wird, dass im gesamten Verfahren in Summe keine Fakte
hervorgekommen, die einer Abschiebung nach Afghanistan aus medizinischer Sicht
entgegenstehen.

Festgestellt wird, dass der BF an keinen schweren physischen oder psychischen,
akut lebensbedrohlichen und zudem im Herkunftsstaat nicht behandelbaren
Erkrankungen leidet, die einer Rückführung in den Herkunftsstaat entgegenstehen.

Es wird festgestellt, dass sich das Vorbringen des BF im gegenständlichen zweiten
inhaltlichen Asylverfahren in Österreich im Wesentlichen mit dem Vorbringen deckt,
welcher der BF im rechtskräftig abgeschlossenen ersten Asylverfahren vorbrachte,
bzw. auf dieses aufbaut. Einen wesentlich neuen Sachverhalt, welchen er im
Erstverfahren noch nicht angegeben hätte bzw. welcher erst nach Rechtskraft des
ersten Verfahrens entstanden wäre, der einen glaubhaften Kern aufweist, hat er nicht
darlegen können und konnte auch amtswegig nicht festgestellt werden.

Dass ihm in Zukunft benötigte medizinische Behandlung in Afghanistan nicht möglich
wäre und insofern ein Abschiebungshindernis vorliegen würde, ist angesichts der
Länderfeststellungen zur medizinischen Versorgung in Afghanistan nicht ersichtlich.
Derzeit deutet aber auch nichts daraufhin, dass der BF in naher Zukunft Behandlung
oder Medikamente benötigen wird.

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte
stehen PTBS und sogar Selbstmordgefahr (EGMR 22.09.2005, Fall Kaldik, Appl.
28526) sowie schwere Depression und Selbstmordgefahr (EGMR 31.05.2005,
Ovidenko, Appl. 1383/04), einer Abschiebung nicht im Wege.

Überdies hat nach der ständigen Rechtsprechung im Allgemeinen kein Fremder ein
Recht, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloß um dort medizinisch
behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren
Krankheit leidet. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer
zugänglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, allerdings muss der Betroffene
auch tatsächlich Zugang zur notwendigen Behandlung haben, wobei die Kosten der
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Behandlung und Medikamente, das Bestehen eines sozialen und familiären
Netzwerks und die für den Zugang zur Versorgung zurückzulegende Entfernung zu
berücksichtigen sind (vgl. EGMR 13.12.2016, 41738/10, Paposhvili gegen Belgien,
Rz 189 ff).

Nur bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände führt die Abschiebung zu einer
Verletzung von Art. 3 EMRK. Solche liegen jedenfalls vor, wenn ein lebensbedrohlich
Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt würde, unter
qualvollen Umständen zu sterben, aber bereits auch dann, wenn stichhaltige Gründe
dargelegt werden, dass eine schwerkranke Person mit einem realen Risiko
konfrontiert würde, wegen des Fehlens angemessener Behandlung im Zielstaat der
Abschiebung oder des fehlenden Zugangs zu einer solchen Behandlung einer
ernsten, raschen und unwiederbringlichen Verschlechterung ihres
Gesundheitszustands ausgesetzt zu sein, die zu intensivem Leiden oder einer
erheblichen Verkürzung der Lebenserwartung führt (vgl. EGMR 13.12.2016,
41738/10, Paposhvili gegen Belgien, Rz 189 ff).

Eine akute lebensbedrohende Krankheit liegt beim BF nicht vor, es ist insbesondere
nicht anzunehmen, dass er sich etwa in dauernder stationärer Behandlung befände
oder auf Dauer nicht reisefähig wäre. Sein gegenwärtiger Gesundheitszustand stellt
sich gut dar, derzeit lebt der BF in einer Flüchtlingsunterkunft. Eine akute
Behandlungsbedürftigkeit besteht zum gegenwärtigen Entscheidungszeitpunkt nicht.

Dass eine möglicherweise in Zukunft notwendige Behandlung in Afghanistan nicht
gleichwertig, schwerer zugänglich oder kostenintensiver ist, ist nach der Judikatur
des europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte und des
Verfassungsgerichtshofes unerheblich, solange es grundsätzlich
Behandlungsmöglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil des
Zielstaates gibt.

Es ist jedenfalls darauf hinzuweisen, dass die Fremdenpolizeibehörde bei der
Durchführung einer Abschiebung im Fall von bekannten Erkrankungen des
Drittstaatsangehörigen durch geeignete Maßnahmen dem Gesundheitszustand
Rechnung zu tragen hat. Insbesondere wird kranken Personen eine entsprechende
Menge der verordneten Medikamente mitgegeben. Anlässlich einer Abschiebung
werden von der Fremdenpolizeibehörde auch der aktuelle Gesundheitszustand und
insbesondere die Transportfähigkeit beurteilt sowie gegebenenfalls bei
gesundheitlichen Problemen die entsprechenden Maßnahmen gesetzt. Im Fall einer
schweren psychischen Erkrankung und insbesondere bei Selbstmorddrohungen
werden geeignete Vorkehrungen zur Verhinderung einer Gesundheitsschädigung
getroffen.

Insgesamt gesehen handelt es sich daher im vorliegenden Fall nach dem Maßstab
der Rechtsprechung des EGMR um keinen "ganz außergewöhnlichen Fall", in dem
die humanitären Gründe gegen die Abschiebung zwingend sind.

Durch eine Abschiebung des BF wird Art. 3 EMRK somit nicht verletzt. Es reicht
jedenfalls aus, wenn medizinische Behandlungsmöglichkeiten im Land der
Abschiebung verfügbar sind, was im Herkunftsstaat jedenfalls der Fall ist. Dass die
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Behandlung im Herkunftsstaat nicht den gleichen Standard wie in Österreich aufweist
oder unter Umständen auch kostenintensiver ist, ist nicht relevant.

3.1.4. 	Da weder in der maßgeblichen Sachlage, und zwar im Hinblick auf jenen
Sachverhalt, der in der Sphäre des BF gelegen ist, noch auf jenen, welcher von Amts
wegen aufzugreifen ist, noch in den anzuwendenden Rechtsnormen eine Änderung
eingetreten ist, welche eine andere rechtliche Beurteilung des Anliegens nicht von
vornherein als ausgeschlossen scheinen ließe, liegt entschiedene Sache vor, über
welche nicht neuerlich meritorisch entschieden werden konnte. Auch erstattet der
Folgeantrag dasselbe Begehren wie schon der erste Antrag auf internationalen
Schutz. Die Zurückweisung wegen entschiedener Sache war sohin rechtmäßig,
weshalb die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. und II. des angefochtenen
Bescheides gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG iVm § 68 AVG abzuweisen ist.

3.2. Beschwerde gegen die Spruchpunkte III., IV. und V. des angefochtenen
Bescheides:

3.2.1. Zwar sehen weder § 10 AsylG 2005 noch der mit "Rückkehrentscheidung"
betitelte

§ 52 FPG eine zwingende Verbindung einer Entscheidung, mit der ein Antrag auf
internationalen Schutz wegen entschiedener Sache zurückgewiesen wird, mit einer
Rückkehrentscheidung vor, doch ergibt sich durch Auslegung der Materialien zum
Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetz (BGBl. I Nr. 87/2012) dass § 10 Abs. 1 Z
3 AsylG iVm § 52 Abs. 2 Z 2 FPG auch für den Fall der Zurückweisung eines
Antrages auf internationalen Schutz wegen entschiedener Sache nach § 68 AVG in
einer Konstellation wie der vorliegenden die Rechtsgrundlage für die Verbindung
dieser Entscheidung mit einer Rückkehrentscheidung darstellt (vgl. VwGH
19.11.2015, Zl. Ra 2015/20/0082). Es ist daher - mangels anderer gesetzlicher
Anordnung - die bisherige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur
Erforderlichkeit der Verbindung einer ab- oder zurückweisenden Entscheidung der
Asylbehörden mit einer Ausweisung, unabhängig davon, ob zum
Entscheidungszeitpunkt bereits eine rechtskräftige Ausweisung vorliegt (vgl. die hg.
Erkenntnisse vom 07.05.2008, Zl. 2007/19/0466, und vom 19.02.2009, Zl.
2008/01/0344) auf die ab 01.01.2014 geltende Rechtslage übertragbar (VwGH
19.11.2015, Zl. Ra 2015/20/0082).

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem
Bundesgesetz mit einer Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur
Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn der
Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär
Schutzberechtigten abgewiesen wird und von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß
§ 57 AsylG 2005 nicht erteilt wird sowie kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2
AsylG 2005 vorliegt.

Gemäß § 52 Abs. 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen
unter einem (§ 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu
erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der
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Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status
des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a
oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen
Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige.

Der BF ist als Staatsangehöriger von Afghanistan kein begünstigter
Drittstaatsangehöriger und es kommt ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen
Bundesgesetzen zu. Im vorliegenden Verfahren liegt auch kein Fall der §§ 8 Abs. 3a
oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vor.

Gemäß § 57 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen
Drittstaatsangehörigen von Amts wegen oder auf begründeten Antrag eine
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen:

1.	wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a
Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die
Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige
stellt eine Gefahr für die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar
oder wurde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB)
rechtskräftig verurteilt. Einer Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine
Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, die den
Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht,

2.	zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder
zur Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im
Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere an Zeugen oder
Opfer von Menschenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder

3.	wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig
oder nicht niedergelassen ist, Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung
nach §§ 382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen wurde oder erlassen hätte
werden können und der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung
der "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt
erforderlich ist.

Der BF reiste erstmals im November 2015 in das Bundesgebiet ein. Der BF ignorierte
die rechtskräftigen Entscheidungen, welche ihm die Verpflichtung auferlegte, das
Bundesgebiet zu verlassen und nach Afghanistan zurückzukehren. Der BF stellte
nach abweisender Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018
samt Rückkehrentscheidung, welche vom VwGH bestätigt wurde, und nach Stellung
eines unbegründeten Antrags auf Wiederaufnahme des mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 09.04.2018, Zl. W198 2167613-1/22E,
rechtskräftig abgeschlossenen Asylverfahrens, welcher mit Beschluss des BVwG
vom 16.05.2019 abgewiesen wurde, dennoch weiterhin in Österreich. Der BF stellte
vielmehr am 05.10.2019 den gegenständlichen zweiten Antrag auf internationalen
Schutz in Österreich während der Vernehmung im Zuge seiner bevorstehenden
Abschiebung, als er von den Polizisten aufgrund des Festnahmeauftrages des BFA
festgenommen worden war.
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Sein Aufenthalt ist und war nicht geduldet. Er ist nicht Zeuge oder Opfer von
strafbaren Handlungen und auch kein Opfer von Gewalt. Die Voraussetzungen für
die amtswegige Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005 liegen
daher nicht vor.

§ 55 AsylG 2005 "Aufenthaltstitel aus Gründen des Art. 8 EMRK" lautet wie folgt:

"§ 55. (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen
oder auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, wenn

1.	dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten ist und

2.	der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 9
Integrationsgesetz (IntG), BGBl. I Nr. 68/2017, erfüllt hat oder zum
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen
die monatliche

Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG),
BGBl. I Nr. 189/1955) erreicht wird.

(2) Liegt nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vor, ist eine
"Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen.

Der mit "Schutz des Privat Familienlebens" betitelte § 9 BFA-VG lautet wie folgt:

"§ 9. (1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung
zur Außerlandesbringung gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder
ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des
Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur
Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK
sind insbesondere zu berücksichtigen:

1.	die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige
Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war,

2.	das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens,

3.	die Schutzwürdigkeit des Privatlebens,

4.	der Grad der Integration,

5.	die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,

6.	die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7.	Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-,
Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts,

8.	die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt



46

entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst
waren,

9.	die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden
zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist.

(3)	Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls
begründet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer
unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Rückkehrentscheidung
gemäß § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung
des Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht
bloß vorübergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und
Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über
ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht
(§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I
Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre.

(4)	Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels
rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält, darf eine Rückkehrentscheidung gemäß §§ 52
Abs. 4 iVm 53 Abs. 1a FPG nicht erlassen werden, wenn ihm vor Verwirklichung des
maßgeblichen Sachverhaltes die Staatsbürgerschaft gemäß § 10 Abs. 1 des
Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBl. Nr. 311, verliehen hätte werden
können, oder er von klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjährig rechtmäßig
niedergelassen ist.

(5)	Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der vor Verwirklichung des maßgeblichen
Sachverhaltes bereits fünf Jahre, aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und
rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels eigener Mittel zu
seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels
eigener Unterkunft oder wegen der Möglichkeit der finanziellen Belastung einer
Gebietskörperschaft eine Rückkehrentscheidung gemäß §§ 52 Abs. 4 iVm 53 FPG
nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der Drittstaatsangehörige
glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen
Krankenversicherungsschutz durch Einsatz eigener Kräfte zu sichern oder eine
andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos scheint.

(6)	Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der vor Verwirklichung des maßgeblichen
Sachverhaltes bereits acht Jahre ununterbrochen und rechtmäßig im Bundesgebiet
niedergelassen war, darf eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 4 FPG nur
mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemäß § 53 Abs. 3 FPG
vorliegen. § 73 Strafgesetzbuch (StGB), BGBl. Nr. 60/1974 gilt."

Art. 8 EMRK lautet wie folgt:

"Art. 8 EMRK (1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und
Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs.

(2) Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts ist nur
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statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die
öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die
Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum
Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten
anderer notwendig ist."

Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens iSd Art. 8
EMRK vorliegt, hängt nach der ständigen Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofes für Menschenrechte sowie des Verfassungs- und
Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den konkreten Umständen des Einzelfalles ab.
Art. 8 Abs. 2 EMRK erfordert eine Prüfung der Notwendigkeit und
Verhältnismäßigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine Abwägung der
betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen Interessen. In diesem Sinne wird eine
Ausweisung nicht erlassen werden dürfen, wenn ihre Auswirkungen auf die
Lebenssituation des Fremden und seiner Familie schwerer wögen als die
nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung.

Die Verhältnismäßigkeit einer Rückkehrentscheidung ist dann gegeben, wenn der
Konventionsstaat bei seiner aufenthaltsbeendenden Maßnahme einen gerechten
Ausgleich zwischen dem Interesse des Fremden auf Fortsetzung seines Privat- und
Familienlebens einerseits und dem staatlichen Interesse auf Verteidigung der
öffentlichen Ordnung andererseits, also dem Interesse des Einzelnen und jenem der
Gemeinschaft als Ganzes gefunden hat. Dabei variiert der Ermessensspielraum des
Staates je nach den Umständen des Einzelfalles und muss in einer
nachvollziehbaren Verhältnismäßigkeitsprüfung in Form einer Interessenabwägung
erfolgen.

Bei dieser Interessenabwägung sind - wie in § 9 Abs. 2 BFA-VG unter
Berücksichtigung der Judikatur der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts
ausdrücklich normiert wird - insbesondere die Art und Dauer des bisherigen
Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig
war, das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, die Schutzwürdigkeit des
Privatlebens, der Grad der Integration des Fremden, die Bindungen zum
Heimatstaat, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, Verstöße gegen die öffentliche
Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts, die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem
Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus
bewusst waren sowie die Frage zu berücksichtigen, ob die Dauer des bisherigen
Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen
Verzögerungen begründet ist (vgl. VfGH 29.09.2007, B 1150/07-9; VwGH
26.06.2007, 2007/01/0479; VwGH 26.01.2006, 2002/20/0423).

Hierbei ist neben diesen (beispielhaft angeführten) Kriterien, aber auch auf die
Besonderheiten der aufenthaltsrechtlichen Stellung von Asylwerbern Bedacht zu
nehmen, zumal etwa das Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in
Österreich abzuleitenden Integration dann gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt
rechtswidrig oder lediglich auf unberechtigte Asylanträge zurückzuführen ist (vgl.
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VfGH 12.06.2007, B 2126/06; VfGH vom 29.09.2007, Zl. B 1150/07-9; VwGH
24.04.2007, 2007/18/0173; VwGH 15.05.2007, 2006/18/0107, und 2007/18/0226).

Das nach Art. 8 EMRK geschützte Familienleben ist nicht auf durch Heirat rechtlich
formalisierte Beziehungen beschränkt, sondern erfasst auch faktische
Familienbindungen, bei welchen die Partner außerhalb des Ehestandes
zusammenleben. Auch eine aufrechte Lebensgemeinschaft fällt unter das von Art. 8
EMRK geschützte Familienleben (VwGH 09.09.2013, Zl. 2013/22/0220 mit Hinweis
auf E vom 19.03.2013, Zl. 2012/21/0178, E vom

30.08.2011, Zl. 2009/21/0197, und E vom 21.04.2011, Zl. 2011/01/0131).

Unter dem "Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des EGMR persönliche,
soziale und wirtschaftliche Beziehungen, die für das Privatleben eines jeden
Menschen konstitutiv sind, zu verstehen (vgl. EGMR 16.06.2005, Fall Sisojeva ua.,
Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554). In diesem Zusammenhang komme dem Grad
der sozialen Integration des Betroffenen eine wichtige Bedeutung zu.

Für den Aspekt des Privatlebens spielt zunächst die zeitliche Komponente im
Aufenthaltsstaat eine zentrale Rolle, wobei die bisherige Rechtsprechung keine
Jahresgrenze festlegt, sondern eine Interessenabwägung im speziellen Einzelfall
vornimmt (vgl. dazu Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8
EMRK, in ÖJZ 2007, 852 ff.)

3.2.2. Abwägung im gegenständlichen Fall:

Ein Onkel und eine Tante sind in Österreich asylberechtigt, sowie mehrere Cousins
und Cousinen des Beschwerdeführers verfügen über einen "Daueraufenthalt EU"
und leben auch in Österreich. Es besteht zwar regelmäßiger Kontakt, es kann jedoch
keine finanzielle oder sonstige Abhängigkeit zu diesen Verwandten erkannt werden.
Auch der Umstand, dass der Beschwerdeführer relativ wenig über diese
Angehörigen gewusst hat, nämlich weder warum sein Onkel und seine Tante
verschiedene Familiennamen haben, noch wo diese Angehörigen vor ihrer Ausreise
aus Afghanistan gelebt haben, war bereits im ersten Asylverfahren dahingehend
gewertet worden, dass dieser Umstand gegen eine besonders intensive Bindung
spricht. Ein schützenswertes Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK kann im
gegenständlichen Fall nicht festgestellt werden.

Die aufenthaltsbeendende Maßnahme könnte daher allenfalls lediglich in das
Privatleben des Beschwerdeführers eingreifen.

Der BF ignorierte die rechtskräftigen Entscheidungen, welche ihm die Verpflichtung
auferlegte, das Bundesgebiet zu verlassen und nach Afghanistan zurückzukehren.
Der BF stellte nach abweisender Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom
09.04.2018 samt Rückkehrentscheidung, welche vom VwGH bestätigt wurde, und
nach Stellung eines unbegründeten Antrags auf Wiederaufnahme des mit Erkenntnis
des Bundesverwaltungsgerichtes vom 09.04.2018, Zl. W198 2167613-1/22E,
rechtskräftig abgeschlossenen Asylverfahrens, welcher mit Beschluss des BVwG
vom 16.05.2019 abgewiesen wurde, dennoch weiterhin in Österreich. Der BF stellte



49

vielmehr am 05.10.2019 den gegenständlichen zweiten Antrag auf internationalen
Schutz in Österreich während der Vernehmung im Zuge seiner bevorstehenden
Abschiebung, als er von den Polizisten aufgrund des Festnahmeauftrages des BFA
festgenommen worden war. Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass am
31.10.2019 das gegenständlich zweite Asylverfahren des BF gemäß § 24 Abs. 2
AsylG eingestellt wurde, da der Aufenthalt des BF unbekannt war. Weiters wurde ein
Festnahmeauftrag gem. § 34 Abs. 4 BFA-VG am 31.10.2019 erlassen. Der BF
verfügte in Österreich ab 11.10.2019 bis zum 19.01.2020 über keine aufrechte
Meldeadresse.

Sein Aufenthalt ist und war nicht Aufenthalt nicht geduldet.

Die Dauer des Aufenthaltes des BF im Bundesgebiet wird vor allem dadurch
relativiert, dass der BF aufgrund der zwei - letztlich unbegründeten - Anträge auf
internationalen Schutz jeweils nur über eine vorläufige Aufenthaltsberechtigung
verfügt bzw. verfügt hat. Ferner ist er seiner Verpflichtung zur Ausreise aus dem
Gebiet der Europäischen Union nach rechtskräftigem Abschluss seines ersten
Verfahrens über internationalen Schutz nicht nachgekommen, sondern blieb
weiterhin in Österreich, stelle einen unbegründeten Antrag auf Wiederaufnahme und
stellte schließlich gegenständlichen zweiten Antrag auf internationalen Schutz in
Österreich, als er festgenommen wurde, um den Beschwerdeführer nach
Afghanistan abzuschieben.

Der Befolgung der den Aufenthalt von Fremden regelnden Vorschriften kommt nach
dem Erkenntnis des VwGH vom 07.09.2016, Ra 2016/19/0168, aus der Sicht des
Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung durch geordnete
Abwicklung des Fremdenwesens ein hoher Stellenwert zu. Gegen diese Normen
verstoßen Fremde, die nach dem negativen Abschluss ihres Asylverfahrens über
kein weiteres Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet verfügen und unrechtmäßig in
diesem verbleiben. Das durch eine soziale Integration erworbene Interesse an einem
Verbleib in Österreich ist in seinem Gewicht gemindert, wenn der Fremde keine
genügende Veranlassung gehabt hatte, von einer Erlaubnis zu einem dauernden
Aufenthalt auszugehen (Hinweis E vom 17. April 2013, 2013/22/0106, mwN).
Grundsätzlich ist nach negativem Ausgang des Asylverfahrens - infolge des damit
einhergehenden Verlustes des vorläufig während des Verfahrens bestehenden
Rechts zum Aufenthalt und sofern kein anderweitiges Aufenthaltsrecht besteht - der
rechtmäßige Zustand durch Ausreise aus dem Bundesgebiet wiederherzustellen (vgl.
in diesem Sinn das E vom 19. Februar 2014, 2013/22/0028).

Zugunsten des BF ist festzuhalten, dass er Deutschkurse besucht und über
Deutschkenntnisse verfügt, die jedenfalls dem ÖSD-Zertifikat B1 entsprechen. Er hat
einen Kurs beim Österreichischen Roten Kreuz besucht und hat an einer Bildungs-
und Berufsberatung teilgenommen. Er hat insbesondere auch einen
Arbeitsvorvertrag mit einem österreichischen Sozialen Dienst im September 2019
abgeschlossen, wo er gemeinnützige Arbeiter als Altenpfleger leistete. Der
Beschwerdeführer nahm während seines Aufenthaltes im Bundesgebiet an mehreren
integrativen Aktivitäten teil und knüpfte soziale Kontakte, was auch zahlreiche
Empfehlungsschreiben belegen. Der Beschwerdeführer ist strafrechtlich
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unbescholten.

Der BF ist nicht selbsterhaltungsfähig, zumal er seinen Lebensunterhalt aus den
Mitteln der Grundversorgung bestreitet und keiner Erwerbstätigkeit im Bundesgebiet
nachgeht. Der Beschwerdeführer war auch nach Stellung des gegenständlichen
Folgeantrages für drei Monate untergetaucht, weshalb das gegenständliche
Verfahren auch eingestellt wurde. Es ist daher davon auszugehen, dass im Falle des
BF ein nur geringer Grad an Integration erreicht worden ist.

Den Interessen des BF an einem weiteren Aufenthalt in Österreich stehen die
öffentlichen Interessen insbesondere an einem geordneten Fremdenwesen
gegenüber. Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den
Normen, welche die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht
des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Art 8 Abs 2
EMRK) ein hoher Stellenwert zu (zB VwGH 16.1.2001, 2000/18/0251). Nach Ansicht
des Bundesverwaltungsgerichtes überwiegen daher die öffentlichen Interessen an
der Aufenthaltsbeendigung, insbesondere das Interesse an der Aufrechterhaltung
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit die privaten Interessen des BF am Verbleib
im Bundesgebiet (vgl dazu VfSlg 17.516/2005 sowie ferner VwGH 26.6.2007,
2007/01/0479).

Es liegt daher auch kein Eingriff in das Privatleben des BF vor, welcher zur
Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele (Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung auf dem Gebiet des Fremdenwesens, Interesse an geordneter
Zuwanderung und wirtschaftliches Wohl des Landes) nicht geboten oder zulässig
wäre (VwGH 09.09.2010, 2006/20/0176).

Die Erlassung einer Rückkehrentscheidung war daher im vorliegenden Fall dringend
geboten und auch nicht unverhältnismäßig.

3.2.3 Gemäß § 52 Abs. 9 FPG hat das Bundesamt mit einer Rückkehrentscheidung
gleichzeitig festzustellen, dass eine Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen
gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist, es sei denn, dass
dies aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich sei.

Nach § 50 Abs. 1 FPG ist die Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn
dadurch Art. 2 oder 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl.
Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt
würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre.

Nach § 50 Abs. 2 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, wenn stichhaltige
Gründe für die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus
Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z
1 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der
Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974),
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es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005).

Nach § 50 Abs. 3 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, solange der
Abschiebung die Empfehlung einer vorläufigen Maßnahme durch den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte entgegensteht.

Unter Zugrundelegung des bisher Ausgeführten können keine Gründe erkannt
werden, aus denen sich eine Unzulässigkeit der Abschiebung im Sinne des § 50
FPG ergeben würde. Die Zulässigkeit der Abschiebung des BF in den Herkunftsstaat
Afghanistan ist gegeben.

3.3. Beschwerde gegen Spruchpunkt VI. des angefochtenen Bescheides

Gemäß § 55 Abs. 1a FPG besteht für die Fälle einer zurückweisenden Entscheidung
gemäß

§ 68 AVG, sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemäß § 18
BFA-VG durchführbar wird, keine Frist für die freiwillige Ausreise.

Im Ergebnis kann daher dem diesbezüglichen Ausspruch im angefochtenen
Bescheid nicht entgegengetreten werden.

3.4. Beschwerde gegen Spruchpunkt VII. des angefochtenen Bescheides

Der mit "Einreiseverbot" betitelte § 53 FPG lautet auszugsweise wie folgt:

"§ 53. (1) Mit einer Rückkehrentscheidung kann vom Bundesamt mit Bescheid ein
Einreiseverbot erlassen werden. Das Einreiseverbot ist die Anweisung an den
Drittstaatsangehörigen, für einen festgelegten Zeitraum nicht in das Hoheitsgebiet
der Mitgliedstaaten einzureisen und sich dort nicht aufzuhalten.

(2) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist, vorbehaltlich des Abs. 3, für die Dauer von
höchstens fünf Jahren zu erlassen. Bei der Bemessung der Dauer des
Einreiseverbots hat das Bundesamt das bisherige Verhalten des
Drittstaatsangehörigen mit einzubeziehen und zu berücksichtigen, inwieweit der
Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen die öffentliche Ordnung oder Sicherheit
gefährdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten öffentlichen Interessen
zuwiderläuft. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der
Drittstaatsangehörige

1.	wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß § 20 Abs. 2 der
Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO), BGBl. Nr. 159, iVm § 26 Abs. 3 des
Führerscheingesetzes (FSG), BGBl. I Nr. 120/1997, gemäß § 99 Abs. 1, 1 a, 1 b
oder 2 StVO, gemäß § 37 Abs. 3 oder 4 FSG, gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 der
Gewerbeordnung 1994 (GewO), BGBl. Nr. 194, in Bezug auf ein
bewilligungspflichtiges, gebundenes Gewerbe, gemäß den §§ 81 oder 82 des SPG,
gemäß den §§ 9 oder 14 iVm § 19 des Versammlungsgesetzes 1953, BGBl. Nr. 98,
oder wegen einer Übertretung des Grenzkontrollgesetzes, des Meldegesetzes, des
Gefahrengutbeförderungsgesetzes oder des Ausländerbeschäftigungsgesetzes
rechtskräftig bestraft worden ist;
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2.	wegen einer Verwaltungsübertretung mit einer Geldstrafe von mindestens 1000
Euro oder primären Freiheitsstrafe rechtskräftig bestraft wurde;

3.	wegen einer Übertretung dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und
Aufenthaltsgesetzes rechtskräftig bestraft worden ist, sofern es sich dabei nicht um
eine in Abs. 3 genannte Übertretung handelt;

4.	wegen vorsätzlich begangener Finanzvergehen oder wegen vorsätzlich
begangener Zuwiderhandlungen gegen devisenrechtliche Vorschriften rechtskräftig
bestraft worden ist;

5.	wegen eines Verstoßes gegen die Vorschriften, mit denen die Prostitution geregelt
ist, rechtskräftig bestraft worden ist;

6.	den Besitz der Mittel zu seinem Unterhalt nicht nachzuweisen vermag;

7.	bei einer Beschäftigung betreten wird, die er nach dem AuslBG nicht ausüben hätte
dürfen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige hätte nach den Bestimmungen des
Ausländerbeschäftigungsgesetzes für denselben Dienstgeber eine andere
Beschäftigung ausüben dürfen und für die Beschäftigung, bei der der
Drittstaatsangehörige betreten wurde, wäre keine Zweckänderung erforderlich oder
eine Zweckänderung zulässig gewesen;

8.	eine Ehe geschlossen oder eine eingetragene Partnerschaft begründet hat und
sich für die Erteilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb oder
die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, für den Erwerb der
österreichischen Staatsbürgerschaft, zwecks Zugangs zum heimischen Arbeitsmarkt
oder zur Hintanhaltung aufenthaltsbeendender Maßnahmen auf diese Ehe oder
eingetragene Partnerschaft berufen, aber mit dem Ehegatten oder eingetragenen
Partner ein gemeinsames Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK nicht geführt hat
oder

9.	an Kindes statt angenommen wurde und die Erteilung oder Beibehaltung eines
Aufenthaltstitels, der Erwerb oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen
Aufenthaltsrechts, der Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft, der Zugang
zum heimischen Arbeitsmarkt oder die Hintanhaltung aufenthaltsbeendender
Maßnahmen ausschließlicher oder vorwiegender Grund für die Annahme an Kindes
statt war, er jedoch das Gericht über die wahren Verhältnisse zu den Wahleltern
getäuscht hat.

(3) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist für die Dauer von höchstens zehn Jahren, in
den Fällen der Z 5 bis 9 auch unbefristet zu erlassen, wenn bestimmte Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen eine
schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt. Als
bestimmte Tatsache, die bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbotes neben
den anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten öffentlichen Interessen relevant ist,
hat insbesondere zu gelten, wenn

1.	ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe
von mindestens drei Monaten, zu einer bedingt oder teilbedingt nachgesehenen
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Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten oder mindestens einmal wegen auf
der gleichen schädlichen Neigung beruhenden strafbaren Handlungen rechtskräftig
verurteilt worden ist;

2.	ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht wegen einer innerhalb von drei
Monaten nach der Einreise begangenen Vorsatztat rechtskräftig verurteilt worden ist;

3.	ein Drittstaatsangehöriger wegen Zuhälterei rechtskräftig verurteilt worden ist;

4.	ein Drittstaatsangehöriger wegen einer Wiederholungstat oder einer gerichtlich
strafbaren Handlung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und
Aufenthaltsgesetzes rechtskräftig bestraft oder verurteilt worden ist;

5.	ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe
von mehr als drei Jahren rechtskräftig verurteilt worden ist;

6.	auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der
Drittstaatsangehörige einer kriminellen Organisation (§ 278a StGB) oder einer
terroristischen Vereinigung (§ 278b StGB) angehört oder angehört hat, terroristische
Straftaten begeht oder begangen hat (§ 278c StGB), Terrorismus finanziert oder
finanziert hat (§ 278d StGB) oder eine Person für terroristische Zwecke ausbildet
oder sich ausbilden lässt (§ 278e StGB) oder eine Person zur Begehung einer
terroristischen Straftat anleitet oder angeleitet hat (§ 278f StGB);

7.	auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der
Drittstaatsangehörige durch sein Verhalten, insbesondere durch die öffentliche
Beteiligung an Gewalttätigkeiten, durch den öffentlichen Aufruf zur Gewalt oder durch
hetzerische Aufforderungen oder Aufreizungen, die nationale Sicherheit gefährdet;

8.	ein Drittstaatsangehöriger öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten
von Schriften ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein
Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder terroristische Taten von vergleichbarem
Gewicht billigt oder dafür wirbt oder

9.	der Drittstaatsangehörige ein Naheverhältnis zu einer extremistischen oder
terroristischen Gruppierung hat und im Hinblick auf deren bestehende Strukturen
oder auf zu gewärtigende Entwicklungen in deren Umfeld extremistische oder
terroristische Aktivitäten derselben nicht ausgeschlossen werden können, oder auf
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass er durch Verbreitung in Wort,
Bild oder Schrift andere Personen oder Organisationen von seiner gegen die
Wertvorstellungen eines europäischen demokratischen Staates und seiner
Gesellschaft gerichteten Einstellung zu überzeugen versucht oder versucht hat oder
auf andere Weise eine Person oder Organisation unterstützt, die die Verbreitung
solchen Gedankengutes fördert oder gutheißt. [...]"

Die Zulässigkeit der Verhängung eines Einreiseverbotes setzt eine Einzelfallprüfung
voraus, wobei das gesamte Verhalten des Drittstaatsangehörigen zu werten ist,
inwieweit der weitere Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen die öffentliche Sicherheit
und Ordnung gefährdet (vgl. VwGH 20.09.2018, Ra 2018/20/0349). Der bloße
unrechtmäßige Aufenthalt stellt dabei keine derartige Gefährdung dar (vgl. VwGH
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24.06.2018, Ra 2018/19/0125). Der Katalog ist des

Abs. 2 ist zwar nur demonstrativ; eine Gefährdung ist aber in den Fällen Z 1 bis Z 9
als erfüllt anzunehmen (vgl. VwGH 20.09.2018, Ra 2018/20/0349).

Wie bereits näher ausgeführt, läuft das bisherige Verhalten des BF, der der
rechtskräftig auferlegten Ausreiseverpflichtung nach Afghanistan nicht nachkam, und
sein fortgesetzter Aufenthalt im Bundesgebiet den öffentlichen Interessen an einem
geordneten Fremdenwesen massiv zuwider. Der BF ignorierte die rechtskräftigen
Entscheidungen, welche ihm die Verpflichtung auferlegte, das Bundesgebiet zu
verlassen und nach Afghanistan zurückzukehren. Der BF stellte nach abweisender
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.04.2018 samt
Rückkehrentscheidung, welche vom VwGH bestätigt wurde, und nach Stellung eines
unbegründeten Antrags auf Wiederaufnahme des mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 09.04.2018, Zl. W198 2167613-1/22E,
rechtskräftig abgeschlossenen Asylverfahrens, welcher mit Beschluss des BVwG
vom 16.05.2019 abgewiesen wurde, dennoch weiterhin in Österreich. Der BF stellte
vielmehr am 05.10.2019 den gegenständlichen zweiten Antrag auf internationalen
Schutz in Österreich während der Vernehmung im Zuge seiner bevorstehenden
Abschiebung, als er von den Polizisten aufgrund des Festnahmeauftrages des BFA
festgenommen worden war. Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass am
31.10.2019 das gegenständlich zweite Asylverfahren des BF gemäß § 24 Abs. 2
AsylG eingestellt wurde, da der Aufenthalt des BF unbekannt war. Weiters wurde ein
Festnahmeauftrag gem. § 34 Abs. 4 BFA-VG am 31.10.2019 erlassen. Der BF
verfügte nach Stellung des gegenständlichen Folgeantrages in Österreich ab
11.10.2019 bis zum 19.01.2020 über keine aufrechte Meldeadresse.

Die belangte Behörde war im gegenständlichen Fall schon aufgrund Art. 11 der
Rückführungsrichtlinie berechtigt, die Rückkehrentscheidung mit einem
Einreiseverbot zu verbinden. Zum gegenständlichen Verfahren ist festzuhalten, dass
die belangte Behörde in nicht zu beanstandender Weise ausführt, dass der BF
während seines gesamten Aufenthalts in Österreich gezeigt hat, dass er nicht gewillt
ist den Anweisungen der österreichischen Fremdenbehörden Folge zu leisten bzw.
die österreichischen fremdenrechtlichen Bestimmungen anzuerkennen. Dies ergibt
sich bereits daraus, dass der Beschwerdeführer - wie bereits ausgeführt - die
rechtskräftigen Entscheidungen, welche ihm die Verpflichtung auferlegten, das
Bundesgebiet zu verlassen und nach Afghanistan zurückzukehren, nicht befolgte.
Der BF stellte nach abweisender Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom
09.04.2018 samt Rückkehrentscheidung, welche vom VwGH bestätigt wurde, und
nach Stellung eines unbegründeten Antrags auf Wiederaufnahme des mit Erkenntnis
des Bundesverwaltungsgerichtes vom 09.04.2018, Zl. W198 2167613-1/22E,
rechtskräftig abgeschlossenen Asylverfahrens, welcher mit Beschluss des BVwG
vom 16.05.2019 abgewiesen wurde, dennoch weiterhin in Österreich. Der BF stellte
vielmehr am 05.10.2019 den gegenständlichen zweiten Antrag auf internationalen
Schutz in Österreich während der Vernehmung im Zuge seiner bevorstehenden
Abschiebung, als er von den Polizisten aufgrund des Festnahmeauftrages des BFA
festgenommen worden war. Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass am
31.10.2019 das gegenständlich zweite Asylverfahren des BF gemäß § 24 Abs. 2
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AsylG eingestellt wurde, da der Aufenthalt des BF unbekannt war. Weiters wurde ein
Festnahmeauftrag gem. § 34 Abs. 4 BFA-VG am 31.10.2019 erlassen. Der BF
verfügte in weitere Folge in Österreich ab 11.10.2019 bis zum 19.01.2020 über keine
aufrechte Meldeadresse, obwohl der BF nachweislich über seine Melde- und
Mitwirkungspflichten belehrt wurde. Im gegenständlichen Antrag machte der BF die
gleichen Gründe wie im ersten Asylverfahren geltend bzw. konnte keine neuen bzw.
weiteren Fluchtgründe darlegen, welche einen glaubhaften Kern aufweisen. Schon
das Ignorieren der behördlichen Aufträge und der fremdenrechtlichen Bestimmungen
zeigt für das erkennende Gericht die Gleichgültigkeit des Beschwerdeführers sich der
österreichischen Rechtsordnung zu unterwerfen.

Der Beschwerdeführer zeigte daher in der kurzen Zeit seiner Anwesenheit in
Österreich eine auffällige Missachtung von fremdenrechtlichen Bestimmungen. Dem
BFA ist daher nicht entgegenzutreten, wenn es davon ausgeht, dass der
Beschwerdeführer eine Gefährdung für die öffentliche Sicherheit und Ordnung
darstellt und hat der Beschwerdeführer kein Verhalten an den Tag gelegt, welches
eine positive Zukunftsprognose zulässt. Insbesondere ist der belangten Behörde
beizutreten, wenn sie als erschwerend wertete, dass der Beschwerdeführer nicht nur
illegal in Österreich aufhältig war, sondern auch dem Ausreisebefehl in sein
Heimatland nicht nachkam. In Zeiten des illegalen Migrationsstromes nach Europa ist
das Interesse der Republik Österreich an der Einhaltung von fremdenrechtlichen
Bestimmungen besonders hoch einzustufen. Ebenso beizupflichten ist der
behördlichen Feststellung, des Umstandes der Mittellosigkeit des
Beschwerdeführers. Nach der ständigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes hat der Fremde initiativ, untermauert durch Vorlage
entsprechender Bescheinigungsmittel, nachzuweisen, dass er nicht bloß über Mittel
zur kurzfristigen Bestreitung seines Unterhalts verfügt, sondern sein Unterhalt für die
beabsichtigte Dauer seines Aufenthalts gesichert erscheint. Die Verpflichtung, die
Herkunft der für den Unterhalt zur Verfügung stehenden Mittel nachzuweisen,
besteht insoweit, als für die Behörde ersichtlich sein muss, dass der Fremde einen
Rechtsanspruch darauf hat und die Mittel nicht aus illegalen Quellen stammen (vgl.
etwa das Erkenntnis vom 21. Juni 2012, Zl. 2011/23/0305, mwN). Der
Beschwerdeführer hat in keiner Weise dargelegt, dass er irgendwelche Mittel zur
nicht einmal kurzfristigen Sicherung seines Lebensbedarfes hat. Wie bereits
dargelegt, verfügt der Beschwerdeführer über kein intensives Privatleben oder
Familienleben in Österreich. Zur Dauer des Einreiseverbotes wird festgehalten, dass
die belangte Behörde nicht einmal die Hälfte der möglichen Dauer verhängt hat, was
im gegenständlichen Fall auch nicht zu beanstanden ist. Die Beschwerde zeigt auch
keine Gründe auf, wonach die Ermessensübung durch die belangte Behörde nicht im
Sinn des Gesetzes erfolgt wäre. Die Beschwerde wendet sich zwar gegen die Dauer
des Einreiseverbots, sie legt aber nicht in substantiierter Weise dar, auf Grund
welcher Umstände von einem früheren Wegfall der für die Erlassung des
Einreiseverbots maßgeblichen Gründe auszugehen gewesen wäre.

Die beschriebenen Verstöße des Beschwerdeführers lassen somit ein bisheriges
(Fehl-) Verhalten erkennen, das die Schlussfolgerung zulässt, dass sein Aufenthalt
im Sinne des § 53 Abs. 2 zweiter Satz zumindest die öffentliche Ordnung
insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung unkontrollierter und illegaler
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Zuwanderung jedenfalls gefährdet (vgl. dazu auch VwGH 26.06.2014, Ro
014/21/0026, VwGH 15.12.2011, 2011/21/0237; vgl auch VwGH 20.09.2018, Ra
2018/20/0349). Das bisherige Verhalten des Beschwerdeführers lässt den Schluss
zu, dass dieser auch künftig nicht gewillt sein wird, jene fremdenrechtlichen
Vorschriften zu respektieren, die ihm den Aufenthalt im Bundesgebiet verwehren.
Angesichts seines beharrlichen, die Rechtsordnung negierenden Verhaltens
erscheint es sehr wahrscheinlich, dass er weiterhin versuchen wird, seinen (nach wie
vor) unrechtmäßigen Aufenthalt durch weitere Antragstellungen und
Außerachtlassung von Ausreiseverpflichtungen fortzusetzen.

Aufgrund des zu prognostizierenden künftigen Fehlverhaltens kommt eine Behebung
des befristeten Einreiseverbotes nicht in Betracht und kann auch für die Zukunft nicht
davon ausgegangen werden, dass der Beschwerdeführer sein Verhalten ändern und
die fremdenrechtlichen Vorschriften beachten wird.

Für die Bemessung der Länge von Einreiseverboten ist darauf abzustellen, wie lange
die von Fremden ausgehende Gefährdung prognostiziert ist; außerdem ist auch auf
die privaten und familiären Interessen Bedacht zu nehmen. Der
Verwaltungsgerichtshof wies in seiner Entscheidung vom 22.05.2013, Zl.
2011/18/0259, jedoch darauf hin, dass das Ausschöpfen der vorgesehenen
Höchstfristen nicht regelmäßig schon dann erfolgen darf, wenn einer der Fälle des §
53 Abs. 2 Z 1 bis 8 bzw. des Abs. 3 Z 1 bis 8 FPG vorliegt. Eine einzelfallbezogene
Bemessung ist vielmehr unabdingbar.

Dem öffentlichen Interesse an der Verfügung des Einreiseverbotes, um den
Beschwerdeführer daran zu hindern, nach der Beendigung seines Aufenthalts nicht
ins Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten zurückzukehren, kommt hohes Gewicht zu.
Trotz des damit verbundenen Eingriffes in seine privaten Interessen hält das
Bundesverwaltungsgericht die Bemessung des an ihn gerichteten Einreiseverbots
mit zwei Jahren nicht für überschießend, sondern angemessen. Denn der
Beschwerdeführer missachtete die rechtskräftig verfügte Ausreiseverpflichtung
beharrlich, stellte neuerlich einen Asylantrag, jedoch erst, als er festgenommen
wurde, um ihn nach Afghanistan zu überstellen, er taucht nach Stellung des
gegenständlich zweiten Asylantrags für rund drei Monate unter bzw. kam seinen
Melde- und Mitwirkungspflichten nicht nach, und es ist nicht erkennbar, weswegen er
nunmehr willens sein sollte, die Vorschriften zu beachten, welche ihm den Aufenthalt
im Bundesgebiet verwehren. Insofern ist auch künftig zu erwarten, dass der
Beschwerdeführer bereit sein würde, das Gebiet der Mitgliedsstaaten einschließlich
des Bundesgebiets beliebig aufsuchen würde, ohne rechtliche Beschränkungen zu
respektieren. Angesichts dieser Prognose hält auch das Bundesverwaltungsgericht
im gegenständlichen Fall die Bemessung des Einreiseverbots mit zwei Jahren als
angemessen, aber auch als ausreichend, um den Beschwerdeführer zu einem
Umdenken in Richtung der Beachtung fremdenrechtlicher Vorschriften zu bewegen.
In dieser Länge stellt es auch keinen ungerechtfertigt intensiven Eingriff in die
privaten Interessen des Beschwerdeführers dar.

3.5. Aufschiebende Wirkung

Die Prüfung über die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung durch das
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Bundesverwaltungsgericht kann aufgrund der inhaltlichen Entscheidungsfindung
innerhalb der in dieser Bestimmung festgesetzten Frist von einer Woche ab
Beschwerdevorlage unterbleiben.

3.6. Entfall der mündlichen Verhandlung

3.6.1 Gemäß § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben,
wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt
erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das
Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 24 VwGVG.

Gemäß § 24 Abs. 2 Z 1 VwGVG kann - unter anderem - eine Verhandlung entfallen,
wenn der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei
oder die Beschwerde zurückzuweisen ist. Gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG kann - soweit
durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist - das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung
absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine
weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 EMRK noch Art. 47 GRC entgegenstehen.

Gemäß der Rechtsprechung des EGMR zu Art. 6 EMRK, dessen Garantien nach Art.
47 Abs. 2 GRC auch im vorliegenden Fall Anwendung finden, kann eine mündliche
Verhandlung unter bestimmten Voraussetzungen unterbleiben, etwa wenn der Fall
auf der Grundlage der Akten und der schriftlichen Äußerungen der Parteien
angemessen entschieden werden kann (EGMR 12.11.2002, 28.394/95, Döry vs.
Schweden; 8.2.2005, 55.853/00, Miller vs. Schweden).

Der Verwaltungsgerichtshof hat sich mit Erkenntnis vom 28.05.2014, Ra
2014/20/0017, mit der Frage des Entfalls einer mündlichen Verhandlung unter
Auslegung des § 21 Abs. 7 BFA-VG befasst, wobei sich resultierend für die
Auslegung des § 21 Abs. 7 BFA-VG folgende maßgeblichen Kriterien ergeben: Der
für die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt muss von der
Verwaltungsbehörde vollständig in einem ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren
erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualität und
Vollständigkeit aufweisen. Die Verwaltungsbehörde muss die die
entscheidungsmaßgeblichen Feststellungen tragende Beweiswürdigung in
gesetzmäßiger Weise offengelegt haben und das Bundesverwaltungsgericht diese
tragenden Erwägungen der verwaltungsbehördlichen Beweiswürdigung teilen. In der
Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behördlichen Ermittlungsverfahrens
entgegenstehender oder darüber hinausgehender für die Beurteilung relevanter
Sachverhalt behauptet werden, wobei bloß unsubstantiiertes Bestreiten ebenso
außer Betracht bleibt wie ein Vorbringen, das gegen das in § 20 BFA-VG festgelegte
Neuerungsverbot verstößt.

3.6.2. Im vorliegenden Fall findet sich die Rechtsgrundlage für den Entfall der
mündlichen Verhandlung in § 21 Abs. 7 BFA-VG, wonach der Entfall einer
mündlichen Verhandlung unter die Voraussetzung zulässig ist, dass der Sachverhalt
aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus
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den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den
Tatsachen entspricht.

Eine mündliche Verhandlung konnte hier deshalb unterbleiben, weil aus dem Inhalt
des dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden Verwaltungsaktes die Grundlage
des bekämpften Bescheides unzweifelhaft nachvollziehbar ist. Die belangte Behörde
kam ihrer Ermittlungspflicht durch Befragungen des Beschwerdeführers nach. Es hat
sich auch in der Beschwerde kein zusätzlicher Hinweis auf die Notwendigkeit
ergeben, den maßgeblichen Sachverhalt mit dem Beschwerdeführer in einer
mündlichen Verhandlung zu erörtern. Im Beschwerdeverfahren wurden auch keine
neuen Länderberichte, die über jene hinausgingen, die im angefochtenen Bescheid
enthalten ist, eingeführt; eine mündliche Verhandlung war daher auch in dem Sinne
nicht von Nöten, dass dem Beschwerdeführer der Inhalt der Länderfeststellungen
vorzuhalten gewesen wäre. Die Lebensumstände des Beschwerdeführers in
Österreich waren anhand seiner Angaben im verwaltungsbehördlichen Verfahren
ausreichend zu entnehmen.

Vor diesem Hintergrund konnte von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung
abgesehen werden.

3.6.3. Es war spruchgemäß zu entscheiden, wobei darauf hinzuweisen ist, dass
allenfalls temporär bestehende Hindernisse bei einer Überstellung für
gegenständliche Entscheidung außer Betracht zu bleiben haben, zumal die
Durchführung der Überstellung der Fremdenpolizeibehörde obliegt.

Zu B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VwGG) hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der
Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung
nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden
Rechtsfrage vor, zumal der vorliegende Fall vor allem im Bereich der
Tatsachenfragen anzusiedeln ist. Die maßgebliche Rechtsprechung wurde bei den
Erwägungen zu den einzelnen Spruchpunkten zu Spruchteil A wiedergegeben.
Insoweit die in der rechtlichen Beurteilung angeführte Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes zu früheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach
Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts auf die inhaltlich meist völlig gleichlautenden
Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverändert übertragbar.


